
Die Wahl ist geschlagen. 
Was die neue Regierung 
bringen wird ist rela-
tiv klar: Kürzungen bei 
Krankenhausbetten, So-
zialleistungen und Un-
fallversicherung, eine 
Schwächung von Kol-
lektivverträgen und Ge-
werkschaften und An-
griffe auf das Selbstbe-
stimmungsrecht von 
Frauen. Es wird mehr 
Abschiebungen und we-
niger Rechte für Migran-
tInnen geben obwohl da-
durch kein Job geschaf-
fen wird. 

Es wird (und zwar egal 
in welcher Kombination) 
eine Regierung der Ban-
ken und Konzerne sein. 
Wirtschaftskammer und 

Industriellenvereinigung 
rühren seit Monaten die 
Werbetrommel für ih-
re Wunschliste. Und die 
bedeutet freie Hand für 

KapitalistInnen, weg mit 
Schutz für Beschäftig-
te und Umwelt. Das Ziel 
ist die Wettbewerbsfä-
higkeit österreichischer 
Unternehmen zu erhö-
hen. Das geht auf Kos-
ten der Beschäftigten. 
Nur weil‘s der Wirtschaft 
gut geht, geht’s uns noch 
lange nicht gut. Tatsäch-
lich sinken die Reallöhne 
auch heuer trotz Wirt-
schaftswachstums.

Im Jahr 2000 gab es 
heftigen Widerstand ge-
gen die blau-schwarze 
Regierung. Auch heute 
haben viele – zu Recht – 
Angst vor dem was kom-
men wird. Damals ha-
ben wir nur demonst-
riert, das war zu wenig. 

Die Regierung vertritt 
das System der Reichen, 
sie betreiben schon lange 
Klassenkampf von oben. 
Schlagen wir endlich zu-

rück! Die Gewerkschaft 
muss aufhören mit ihrem 
Kuschelkurs. Die Sozial-
partnerschaft ist längst 
tot, wir brauchen kämp-
ferische und demokra-
tische Gewerkschaften. 
Die Metaller fordern +4%, 
der Sozialbereich + 150 
Euro – das zu erkämp-
fen ist die beste Basis, um 
die kommenden Angrif-
fe zurückschlagen. Und 
wir brauchen endlich ei-
ne neue Partei für Arbei-
terInnen und Jugendli-
che. Diese kann im Zuge 

der kommenden Kämpfe 
entstehen.

Die neue Regierung wird 
sich mit Widerstand ge-
gen ihre Politik kon-
frontiert sehen. Viel-
leicht nicht sofort, viel-
leicht nicht in Massen. 
Aber es wird hier und 
dort Proteste geben, die 
es zusammen zu füh-
ren gilt. Sei wütend, aber 
sei nicht frustriert. Wehr 
dich und organisier dich. 
Komme zur SLP und 
kämpfe mit uns für ei-

ne gerechte Gesellschaft 
und für eine neue Arbei-
terInnenpartei! 

Sonja Grusch
Die SLP fordert:

 F Organisieren wir uns 
in Schulen, Betrieben 
und Stadtteilen, um 
die Angriffe zurück 
zu schlagen.
 F Für einen bundes-
weiten Aktionstag 
für höhere Löhne, 
niedrigere Mieten und 
zur Verteidigung der 
Kollektivverträge.
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Wahl: Ein Sieg der Herrschenden
Das Ergebnis der Nationalratswahl scheint wi-
dersprüchlich: das breite Unbehagen an der Po-
litik der Herrschenden  zeigt sich paradoxerwei-
se genau in der ofensichtlichen Betsätigung ihrer 
Politik. Doch die Nebelmaschinen der Rechten 
werden ihre reale Politik nicht lange verhüllen. 
Höchste Zeit also, jetzt schon konsequente linke 
Antworten zu organisieren                                  Seite  2 

Deutschland nach den Wahlen
Der Bundestagswahlkampf in Deutschland war 
extrem langweilig. Doch er endet mit einem po-
litischen Erdbeben und ersten Protesten gegen 
die AfD. Die Linkspartei hätte das Potential, um 
die Rechten zu stoppen, doch der Zug zum „Mit-
gestalten“ schwächt sie politisch. Eine Analyse 
von Wolfram Klein von der Sozialistischen Alter-
native SAV aus Stuttgart.                               Seite   12

Schwerpunkt
Die Industrie stirbt. Oder 
wird als Industrie 4.0 er-
neuert. Die Beschäftigten 
kommen dabei unter die 
Räder. Und kann mit neu-
er Technologie eine Krise 
verhindert werden?               
                                Seiten 7-10
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Wir brauchen keine Regierung 
der Reichen, sondern höhere
Löhne, niedrigere Mieten 
und gleiche Rechte für Alle!

CWI
CIT

Normalpreis € 1,–
Solipreis € 2,– Die Sozialistische Zeitung seit 1983

Klassenkampf gegen
Rechtsruck und Sozialabbau!
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von Sonja Grusch Die Krise der 
SPÖ ist so tief wie nie seit ihrer 
Gründung vor 129 Jahren. Nach 
inoiziellen Zahlen hat die 
Partei inzwischen weniger als 
100.000 Mitglieder – von über 
700.000 Ende der 1970er.  Nicht 
einmal vor der Wahl hielt man 

zusammen, danach brechen die Konlikte noch ofe-
ner auf. Begeisterung sieht anders aus, Durchhalten 
ist das Motto. 

Noch ist die SPÖ bundesweit noch nicht dort, wo 
ihre griechische Schwesterpartei Pasok ist, nämlich 
bei unter 10%. Die Hofnung mancher, die SPÖ wür-
de in der Opposition wieder nach links gehen, ist 
nicht mehr als Wunschdenken. Bisher ist das nie-
mals geschehen, sogar unter blau-schwarz hat die 
SPÖ allen Verschärfungen im Fremdenrecht zuge-
stimmt. Und Doskozil & Co. versuchen es schon jetzt 
mit der FPÖ-Linie. 

Die Krise der SPÖ ist nicht das Ergebnis schlech-
ter Wahlergebnisse oder Wahlkämpfe, sondern die-

se sind Ausdruck für die Krise der SPÖ. Bürgerliche 
Kommentatoren sehen die Ursache der SP-Krise im 
Erreichen ihrer Ziele. Doch die Ursache liegt nicht 
im Erreichen, sondern im Abgehen von ihren Zielen. 
Weil sie eine durch-und-durch kapitalistische Par-
tei geworden ist. Die Krise der SPÖ wird weiterge-
hen, auch weil das Angebot an bürgerlichen Parteien 
groß ist. Was aber fehlt, ist eine echte ArbeiterInnen-
partei. Die SPÖ ist das schon lange nicht mehr, auch 
wenn sie eine Schicht von WählerInnen noch hal-
ten kann, die sie wegen ihrer früheren Rolle (und in 
Hofnung, dass diese vielleicht wieder kommt) noch 
wählt. Die Linken in der SPÖ machen sich des Verge-
hens schuldig, dieser neoliberalen Partei ein soziales 
Mäntelchen umzuhängen, anstatt sich am Aufbau der 
so dringend nötigen neuen linken Kraft zu beteiligen. 
Die Krise der SPÖ wird sich erst durch ihre Aulösung 
in der Bedeutungslosigkeit lösen – und im Aufstieg 
einer echten, sozialistischen Partei für ArbeiterInnen 
und Jugendliche.

Die Grünen haben den Preis 
für ihre angepasste, von 
PR-Agenturen durchdesi-
gnte Politik gezahlt. Pilz hat 
aber nur einen Teil seiner 
Stimmen von Ex-Grünen 
bekommen. Die meisten 
Pilz-WählerInnen wählten 
ihn, weil er ein klares Anti-
Establishment-Image hat. 
Die Anlehnung an die FPÖ 
durch Hetze gegen Musli-
me hat nichts gebracht: Pilz 
bekam kaum Stimmen von 
FPÖ-WählerInnen. In ge-
wisser Weise zeigt der Er-
folg von Pilz das Potenti-

al, das eine Linke hat, die 
sich gegen die Mächtigen 
stellt. Pilz wird es nicht 
nützen: Die Hauptanlie-
gen der Liste kreisen um 
die Interessen von klei-
nen und mittelgroßen Un-
ternehmerInnen. Er setzt 
nicht darauf, Betrofene 
von Kürzungspolitik, Ras-
sismus und Sexismus zu 
organisieren und eine Al-
ternative von unten aufzu-
bauen. Genau das braucht 
es aber, statt einer mittel-
ständlerischen Heilsbrin-
gerpolitik.

Pilz: In den Fußstapfen
der Grünen?

SPÖ: Kein Kurswechsel
in Sicht

Die immer tiefere
Krise der SPÖ
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Die SPÖ hat eines der 
schlechtesten Ergebnisse 
ihrer Geschichte erzielt. 
Der Kuschelkurs mit 
der FPÖ hat nichts ge-
bracht, im Gegenteil: im 
Rot-Blauen Burgenland 
hat die SPÖ am stärksten 
verloren. 

Auf ein Umdenken 
brauchen wir jedoch 
nicht zu hoffen. Realpo-
litisch gibt es zwischen 
Kern und Doskozil kaum 
Unterschiede. Die Wie-
ner Partei ist dagegen 
kein „linkes Bollwerk“: 

Sie bereitet mit ihrer 
Kürzungspolitik vor al-
lem im Gesundheits- 
und Sozialbereich der 
FPÖ den Weg. Eine Ge-
werkschaftssek retäri n 
meinte letztens zu uns: 

„Wenn es eine Gewerk-
schaftspartei gäbe, würd 
ich sie wählen“ – Die 
SPÖ ist dies schon lange 
nicht mehr. Höchste Zeit, 
dass wir uns als Gewerk-
schafterInnen aus ihrer 
Todesumarmung lösen 
und so eine Partei auf-
bauen!

Der 15.10. war kein guter Tag. 
Es wäre jedoch verkürzt, 
die Wahlen nur als Rechts-
ruck zu sehen. Tatsächlich 
haben die Parteien, die den 

aggressivsten Rassismus 
und die autoritärste Politik 
vertreten – ÖVP und FPÖ 
– massiv gewonnen. Zum 
Gutteil kamen deren Stim-
men aus der Konkursmas-
se von Stronach und BZÖ. 
Kurz‘ türkis lackierte ÖVP 
konnte von einer weit ver-
breiteten Stimmung pro-
itieren, die „Business as 
usual“-Politik ablehnt – 
aber keine linke Alternati-
ve sieht. ÖVP und SPÖ sind 

wandelnde Tote, ihre Kri-
se ist nicht vorbei. Über 
40% von ihren WählerIn-
nen wählten diese haupt-
sächlich wegen des Spit-

zenkandidaten, bei der 
FPÖ taten dies nur 5%. Die 
FPÖ hat mittlerweile ei-
ne starke StammwählerIn-
nenschaft und blieb selbst 
dort, wo sie Kürzungspo-
litik umsetzt stabil. Doch 
für den Platz 1, auf dem 
Umfragen lange sahen, 
reichte es nicht. Die SPÖ 
konnte ihr ohnehin kata-
strophales Ergebnis nur 
halten, weil aus Angst vor 
Schwarz-Blau viele Grün- 

und NichtwählerInnen 
Kern wählten.

Unsichere Zeiten stehen 
bevor. Widersprüchliche 
Prozesse, zwischen Wün-
schen nach Veränderung 
und Angst vor Verschlech-
terungen, überlagern sich. 
Die Nebelmaschinen der 
Rechten werden ihre reale 
Politik nicht ewig verhüllen 
können. Nur konsequen-
ter Widerstand gegen ih-
re arbeiterInnenfeindliche 
Agenda wird die Verhält-
nisse ändern können. Das 
erfordert konkrete Aufbau-
arbeit in Betrieben, Stra-
ßen und Bildungseinrich-
tungen, nicht nur nette Bil-
der auf Facebook. Und auch 
einen tatsächlichen Bruch 
mit den Parteien des „klei-
neren Übels“, die uns erst in 
diese Lage gebracht haben.

 Sebastian Kugler

Ergebnis scheint widersprüchlich 
– Höchste Zeit, konsequente linke 
Antworten zu organisieren!

Wahlen: Ein Sieg der Herrschenden
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Wenn sich die Wiener „Op-
positionsparteien“ ÖVP, 
FPÖ und Neos über die 
rot-grüne Stadtregierung 
empören, ist das schein-

heilig. Rot-Grün in Wien 
macht, was die neolibera-
len Empörer fordern und 
tun: Sparen und Kürzen im 
öfentlichen Gesundheits-
wesen und Privatisieren. 
Im Wiener Krankenanstal-
tenverbund (KAV) wird ei-
nerseits gespart. Anderer-
seits gibt es Megaprojekte, 
mit denen Unternehmen 
Riesenproite machen, in 
denen Korruption droht, 
deren Kosten explodieren. 

Wenig überraschend pas-
siert das auch beim Kran-
kenhaus Nord. Schon vor 
sechs Jahren haben wir vor 
dem Wiener „Spitalskon-

zept 2030“ gewarnt, das 
die Schließung von fünf 
Spitälern und stattdes-
sen das Krankenhaus Nord 
vorsieht. Die „Konzent-
ration“ solle das Gesund-
heitswesen efektiver ma-
chen. Tatsächlich ist es ei-
ne Umverteilung: Weg von 
PatientInnen und Beschäf-
tigten hin zu Firmen, die 
von Milliardenaufträgen 
für das Krankenhaus Nord 
proitieren. Mittlerweile 

spüren wir schon die Aus-
wirkungen: Immer länge-
re Wartezeiten auf Opera-
tionen, Gangbetten, über-
füllte Ambulanzen, Jobab-

bau, Kostenexplosion beim 
Krankenhaus Nord... 

Gute Gesundheitsversor-
gung gibt es nur für Reiche 
in Privatkliniken und pri-
vaten Ordinationen. Neben 
PatientInnen leiden die Be-
schäftigten, die schlecht 
bezahlt immer größeren 
Belastungen ausgesetzt 
sind, weil es zu wenig Per-
sonal gibt. Fünf Spitäler 
sind geschlossen. Immer 
wieder lammen Kämp-

fe des Plegepersonals auf. 
Wo ist die Gewerkschaft? 
Die hängt am Gängelband 
der SPÖ, sie hält den De-
ckel drauf oder organisiert 
harmlose Aktionen, da-
mit nachher wieder Ru-
he ist. Derzeit verschafen 
sich ÄrztInnen Gehör – zu 
Recht. Doch Kampf ist nö-
tig im gesamten Gesund-
heitswesen. Streik ist mög-
lich, denn es geht um die 
PatientInnen, die einbezo-
gen werden müssen. Nicht 
mit Standesdünkel, son-
dern mit Solidarität können 
Kämpfe auch gewonnen 
werden. Die Berliner Chari-
té hat es vorgezeigt. Patien-
tInnen und Beschäftigte ge-
meinsam können das nötige 
Geld erkämpfen und haben 
die besseren Konzepte als 
neoliberale „Experten“, die 
nur kürzen wollen. 

Helga Schröder

Der ÖVP-Spitzenkandi-
dat Kurz wahlkämpft 
nach rechts: So fordert 
er „eine Obergrenze für 
Flüchtlinge von null“ 
und droht einkommens-
schwachen Eltern mit 
der Streichung der Min-
destsicherung für ihre 
Kinder. 

Wie der Spitzenkan-
didat so die Partei. Der 
ÖVP-Bauernbund orga-
nisierte ein Erntedank-
fest im Wiener Augarten 
als Kurz-Wahlkampfe-
vent für 10.000 Besuche-
rInnen. Teile des Augar-
tens wurden lange vor 
der Veranstaltung für die 
Öfentlichkeit gesperrt, 
um die Bühne aufzubau-
en. Dabei verschwand 
auch der Schriftzug 
„Never Again“ vom 
Flakturm. Dieses Grai-
ti sollte an die Schrecken 
des 2. Weltkriegs erin-
nern, der ÖVP passte das 
nicht.

Im niederösterrei-
chischen Haus der Ge-
schichte hängt ein Por-
trait des austrofaschis-
tischen Diktators En-
gelbert Dollfuß, eine 
Dauerleihgabe des ÖVP-
Parlamentsklubs. Die 
ÖVP hängt sehr an Doll-
fuß. Die Partei hält ihn 
nämlich für den Verhin-
derer einer „radikalen 
kommunistischen Dik-
tatur nach sowjetischem 
Vorbild“. 

Kurz ist Präsident der 
politischen Akademie 
der ÖVP. Bernhard Löh-
ri, Ex-Direktor der sel-
ben Einrichtung, warf 
Kurz in einem Kom-
mentar für „Die Presse“ 
eine Rechtsverschiebung 
der Akademie und „Ver-
kürzung auf ein reaktio-
när-konservatives Welt-
verständnis“ vor. Löhris 
Artikel war eine Reak-
tion auf antisemitische, 
sexistische und behin-
dertenfeindliche Pos-
tings durch ÖVP-Funk-
tionäre an der Uni Wien. 
Unter anderem wurden 
Fotos von Aschehau-
fen mit der Unterschrift 
„Nacktfotos von Anne 
Frank“ gepostet. 

Die ÖVP mag nicht 
rechtsextrem sein, doch 
haben Rechtsextreme 
durchaus Platz in ihr. 

Tilman M. Ruster 

Der rechte Rand

4,75 Milliarden will die FPÖ 
laut ihrem Programm in 
der stationären Behand-
lung kürzen. Damit ist sie 
aber nicht alleine, sämt-
liche etablierten Parteien 
reden über „Bettenreduk-
tion“ und „Senkung auf 
EU-Durchschnitt“. Wa-
rum Menschen im Spital 
sind, wer sie nach Entlas-
sung plegt und über Al-
ternativen redet niemand. 
Auch im ambulanten Be-
reich will niemand inves-
tieren, sondern alle priva-
tisieren.

Die Grippewelle 2016/17 hat 
zu katastrophalen Zustän-
den geführt. Schwerkranke 
wurden unter menschen-
unwürdigen Bedingungen 
in Gangbetten gelegt. In 
Wiens Spitälern gibt es im-
mer wieder zu wenig freie 
Betten für Frühgeborene. 
Aufgrund von Personaleng-
pässen mussten schwange-
re Patientinnen in Notfällen 
vom Wilhelminenspital ins 
AKH transferiert werden. 
Im SMZ Ost gibt es keine 
HNO-Versorgung am Wo-
chenende mehr.

Per Brief wurden im Vor-
jahr AbteilungsleiterIn-
nen des KAV Einsparun-
gen in der Gesamthöhe von 
24 Millionen, und Sofort-
maßnahmen mit 10% Ein-
sparung ihrer Ausgaben 
angeordnet. 886 Millionen 
Euro sollen mit Verweis 
aufs Stadtbudget bis 2020 
gekürzt werden. Es wur-
den Vorschläge zu ausga-
benseitigen Kürzungen 
verlangt. Heuer wurden 
Sparpläne um 20% berich-
tet, wovon dann verbal zu-
rückgerudert wurde.

2011 behauptete die dama-
lige Stadträtin Wehsely 
jährlich 28 Millionen Ein-
sparung durch das „Spi-
talskonzept 2030“. Die 
Kosten für das Kranken-
haus Nord wurden mit 825 
Millionen € genannt. Heu-
er war bereits von Kosten 
von 1,1 Milliarden die Rede 
und zuletzt wurden 1,29 
Milliarden vom KAV be-
richtet, inklusive Zinsen 
liegt die Schätzung bei 1,5 
Milliarden. Die Eröfnung 
ist verschoben, weitere 
Kosten möglich.

Alle Parteien kürzen bei der Gesundheit

Wiener Krankenanstalten: Milliarden für 
Unternehmen, Burn-out für Beschäftigte, 
Gangbetten für PatientInnen.

Gesundheit in Wien unter Beschuss



4 Nr. 262 | 10/11.2017

Mickrige 1,3% Lohnerhö-
hungen und ergebnis-
lose Arbeitsgruppen zu 
A rbeitszeitverkü rzu ng 

– das war 2017 der miese 
Verhandlungs“erfolg“ im 
Sozialwirtschafts-Kol-
lektivvertrag (SWÖ-KV, 
früher „BAGS“). Die Pro-
bleme wie hoher Arbeits-
druck, spontanes Ein-
springen, Personalman-
gel, kaum Vollzeitjobs... 
sind geblieben. Mit gu-
ten Argumenten allei-
ne erreichen wir nichts. 
Im Gegenteil, die Verei-
ne versuchen, den KV zu 
unterwandern, wie bei 

„promente Reha“: Sie ge-
ben die Kürzungen an 
die Beschäftigten weiter. 
Viele KollegInnen zeigen 

aber immer wieder, dass 
sie für ihre Rechte und für 
Verbesserungen kämpfen 
würden. Dieses Potenti-
al will die ÖGB-Führung 
ofensichtlich weder se-
hen, noch ausbauen, ge-
schweige denn einsetzen.

Es ist Zeit für eine ge-
werkschaftliche Ofensi-
ve für echte Verbesserun-
gen. Lohnabschlüsse über 
dem Ergebnis der Me-
tallerInnen (die 4% for-
dern), Arbeitszeitverkür-

zung auf 35 Stunden/Wo-
che und eine Abgeltung 
der neuen Kompeten-
zen in den Plegeberufen 
nach der GuKG-Novelle 
– wenigstens auf dem Pa-
pier erkennt die GPA-djp, 
welche ersten Schritte 
nötig sind.

Doch wir brauchen ei-
ne klare Absage an fau-
le Kompromisse: Keine 
neuen Flexibilisierungen, 
A rbeitszeitverkürzung 
mit vollem Lohn und Per-
sonalausgleich und min-
destens €150 mehr für al-
le Verwendungsgruppen, 
damit die unteren nicht 
durch die Finger schauen.

Um das zu erreichen, 
müssen wir uns in den 
Betrieben organisieren. 
Wir wollen in die Ver-
handlungen demokra-
tisch eingebunden wer-

den. Zuerst sollten daher 
Betriebsversammlungen 
organisiert werden, um 
die Forderungen zu dis-
kutieren und erste Ak-
tionen wie eine Demo 
zur Übergabe des Forde-
rungskatalogs zu planen. 
Kampfmaßnahmen wie 
Streiks, die schon oft an-
gedroht wurden, müssen 
vorbereitet werden, da-
mit sie, wenn nötig, um-
gesetzt werden können. 
Verhandlungsergebnis-
se sollten Urabstimmun-
gen in den Belegschaften 
unterzogen werden. Eine 
solche Kampagne würde 
das Selbstvertrauen der 
Belegschaften heben. Das 
wird auch nötig sein, um 
kommende Kürzungen 
im Sozialbereich zurück-
zuschlagen.

Flo Klabacher, 
Behindertenbegleiter

Aus Betrieb & Gewerkschaft
Im September erlebte 
die Welt eine Premiere. 
Zum ersten Mal in der 
Geschichte Britanniens 
lassen sich Mitarbeite-
rInnen von McDonald’s 
die Arbeitsbedingun-
gen nicht mehr gefal-
len. Am 4.9. legten in 
zwei Filialen 40 Be-
schäftigte die Arbeit 
nieder. Gegen den nied-
rigen Lohn von weniger 
als 11 Euro pro Stunde, 
gegen den „Null-Stun-
den-Vertrag“, der für 
ungeregelte Arbeitszei-
ten und unregelmäßi-
ges Einkommen sorgt, 
wurde gestreikt.

Die aktuelle Kampa-
gne „Fast Food Rights“ 
kämpft und organisiert 
KollegInnen. Die Kam-
pagne ist getragen von 
einer kämpferischen 
Gewerkschaft, in der 
auch AktivistInnen der 

Socialist Party (CWI in 
England) eine wichtige 
Rolle spielen. Es ist ein 
Kampf, der sehr an „Da-
vid gegen Goliath“ er-
innert und „Mc Strike“ 
setzt daher zu Recht auf 
internationale Unter-
stützung. (www.fast-
foodrights.wordpress.
com).

Auch in Österreich 
stehen KollegInnen im 
Handel vor einer ähn-
lichen Situation: Kaum 
bezahlte Überstunden. 
Vollzeitkräfte arbeiten 
oft bis zu 60 Stunden 
in der Woche. Durch-
schnittlich werden et-
wa 9 Euro/Stunde aus-
gezahlt.

Der linke Vorsitzen-
de der Labour-Partei, 
Jeremy Corbyn, unter-
stützt diesen Protest 
sehr aktiv. Er rief v.a. 
junge Menschen dazu 
auf, sich gewerkschaft-
lich zu organisieren und 
diesen Protest zu unter-
stützen. Corbyn, der für 
eine andere Labour Par-
ty steht als die Parla-
mentsfraktion, macht, 
was nötig ist: Kämpfe 
der ArbeiterInnen un-
terstützen. Von der SPÖ 
ist das nicht zu erwar-
ten, sie steht auf Unter-
nehmensseite.

Simon Salzmann

Klassenkampf im Sozialbereich

Frisch gekämpft 
ist halb gewonnen!

Herbstlohnrunde: Mit Streiks ist viel drinnen!
Mit der Forderung nach 4% 
Erhöhung im Metallbe-
reich legen die zustän-
digen Gewerkschaften 
die Latte hoch. Doch die 
Wirtschaft wächst, die 
KollegInnen sehen die 
Produktivitätssteigerun-
gen und die Aufträge und 
dass die Gewinne steigen. 
Zu Redaktionsschluss war 
ofen, wie es bei den Me-
tallerInnen ausgeht. 2011 
war die 4%- Forderung 
mit einem Streik verbun-
den, der mit einem ma-
geren Ergebnis die Kol-

legInnen zu Recht ent-
täuscht zurückließ. 

Nun wurden lächende-
ckend Betriebsversamm-
lungen abgehalten. Es wur-
de informiert und unzäh-
lige Fotos mit 4%-Tafeln 
geschossen. Die Einbin-
dung der KollegInnen darf 
aber nicht nur symbolisch 
sein. Echte Verbesserun-
gen werden nur mit här-
teren Mitteln wie Streiks 
erreicht. Die Bereitschaft 
bei den KollegInnen ist da. 
Betriebsversammlungen 
müssen dazu genützt wer-

den, diese Arbeitskämpfe 
vorzubereiten, statt nur in 
sozialpartnerschaftlicher 
Manier über den Verhand-
lungsverlauf zu berichten. 
Jetzt müssen in den Betrie-
ben auf Versammlungen 
Aktions- und Streikkomi-
tees gewählt werden. Jede 
Belegschaft muss gemein-
sam planen, wie ein Streik 
in ihrem Betrieb ausschau-
en soll.

Ein Verhandlungsergeb-
nis einer Urabstimmung 
unterzogen werden.

Michael Gehmacher

Eine offensive Kampagne ist 
nötig – als Warnschuss für die 
kommende Kürzungsregierung.
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Seit 2011 indet jeden 28. 
September ein Internati-
onaler Aktionstag für das 
Recht auf sichere Abtrei-
bung statt. In Österreich 
initiierte bzw. organisier-
te die SLP mehrere Kund-

gebungen. In Wien orga-
nisierte wir mit unserer 
Initiative „Nicht mit mir“ 
gemeinsam mit Aufbruch 
eine Aktion bei der Ma-
riahilferstraße. Hier gab 
es neben kämpferischen 
Reden auch ein Solidari-
tätsfoto für die irische Or-
ganisation Rosa und den 
„March4choice“.

In Linz bekamen wir 
für unsere Aktion auf der 

Landstraße überwiegend 
positives Feedback so-
wohl für Frauenrechte, als 
auch für LGBT-Forderun-
gen, die wir ebenfalls the-
matisieren. „Gerade, weil 
die Angrife durch eine 

drohende ÖVP-FPÖ-Re-
gierung auf das Abtrei-
bungsrecht die ohnehin 
schwierige Situation wei-
ter verschärfen werden, 
war und ist unsere zent-
rale Botschaft: Es braucht 
ein sozialistisches Pro-
gramm und eine lin-
ke Massenbewegung, um 
Frauenrechte durchzu-
setzen“. stellte eine Akti-
vistin klar.

In Salzburg konnten 
wir PassantInnen mit un-
seren Forderungen, wie 
kostenlose, anonyme Ab-
treibung und gratis Ver-
hütungsmittel und Aus-
bau der Kinderbetreu-

ungsplätze ansprechen. 
„Cool, dass ihr euch für 
Frauenrechte einsetzt 
und diese Aktion macht“, 
so zwei begeisterte Pas-
santinnen, die mit uns 
sogar noch ein Solidari-
tätsfoto machten. Auch 
nach diesem gelungenen 
Aktionstag werden wir 
weiter für unsere Rechte 
kämpfen!

Celina Brandstötter

Our Body, Our Fight!

Aktionen in Linz, Salzburg und Wien anlässlich des 
internationalen Aktionstages für sichere Abtreibung.

Bei dieser Wahl geht es für 
Linke nicht um den Einzug 
ins Parlament, weil es noch 
keine starke und breit auf-
gestellte Kraft gibt. Viel-
mehr geht es um den Auf-
bau von Widerstand ge-
gen rechte und neoliberale 
Politik. Darum war unser 
Wahlkampf auch „Gegen 
das System der Reichen“. 

Wir waren Teil von vie-
len kleinen und größeren 
Bewegungen und Kämp-
fen. Denn diese  sind es, die 
die Basis für künftigen Wi-
derstand und den Aufbau 
einer starken Linken bil-
den. 

Ob im Kampf der 
DruckerInnen gegen die 
Kündigung ihres Kollek-
tivvertrags oder bei den 
Protesten der „promente“-
Beschäftigten, die sich ge-
gen die Herabstufung ih-
rer Gehälter gewehrt ha-
ben, waren wir da, um sie 
zu unterstützen. Zur Wahl 
angetreten sind wir nicht 
nur in Wien, sondern auch 
in Oberösterreich, wo wir 
ebenfalls sehr aktiv und 
bekannt sind. Doch das 
war kein Grund, um nicht 
auch in Salzburg gemein-
sam mit AsylwerberIn-
nen gegen ihre Abschie-
bung nach Afghanistan zu 
kämpfen oder in Graz ge-
meinsam mit Aufbruch die 
ÖVP mit der Umweltzer-
störung durch das Mur-
kraftwerk zu konfrontie-
ren. 

Die SLP hat als einzi-
ge gegen das Wahlkampf-

Event der FPÖ in Wels mo-
bilisiert. Nicht nur dort, 
sondern auch in Vöckla-
bruck (OÖ) protestierten 
wir gemeinsam mit Ju-
gendlichen lautstark ge-
gen den Auftritt von Stra-
che. Wichtig war auch die 
Kundgebung zum interna-
tionalen Tag für das Recht 
auf Schwangerschaftsab-
bruch gemeinsam mit der 
Initiative „Aufbruch“ in 
Wien. Auch in Linz hatten 
wir einige Aktionen ge-
gen Homophobie und Se-
xismus, die viele junge Be-
trofene ansprach. 

Wahlkampf bedeute-
te für uns Kundgebungen 
vor der FH „Soziale Arbeit“ 
für mehr Geld im Sozialbe-
reich oder vor der Tür der 
spanischen Botschaft ge-
gen die brutale Repressi-
on in Katalonien – gemein-
sam mit Menschen, die uns 
nicht einmal wählen dür-
fen. Sowohl bei Auftritten 
in Schulen, als auch mit Po-
litikerInnen am Podium, 
hoben wir uns von den eta-
blierten Parteien einerseits 
dadurch ab, dass wir ih-
re Fehler und Verbrechen 
schonungslos anprangerten 
und andererseits die Leute 
dazu einluden, mit uns ge-
meinsam gegen dieses Sys-
tem aktiv zu werden. Denn, 
so wie Flo Klabacher, SLP-
Spitzenkandidat und Kran-
kenpleger es klarmachte: 
„Unser Protest fängt gerade 
erst an und wird nach der 
Wahl nicht aufhören!"

Jan Millonig

Kämpferischer 
Wahlkampf der SLP

Solidarität gegen Rassismus und 
Kürzungspolitik in Salzburg!
Am 3.10. trafen sich rund 
50 AntifaschistInnen am 
Salzburger Kapitelplatz, 
um gegen die Wahlkampf-
veranstaltung der FPÖ zu 
protestieren. Organisiert 
wurde die Kundgebung 
ausschließlich von der SLP, 
was die Bedeutung unse-
rer Arbeit gegen rechts wi-
derspiegelte. Uns gelang es 
dadurch, den arbeiterIn-
nenfeindlichen Charak-
ter der FPÖ herauszustrei-
chen. "Wenn die FPÖ in 
einer Regierung ist, dann 
agiert sie als Feind all je-

ner, die sich höhere Löh-
ne und eine Verbesserung 
der sozialen Lage erhofen. 
Dagegen gilt es umgehend 
gemeinsamen Widerstand 

- unabhängig von Hautfar-
be, Geschlecht, sexueller 
Orientierung, Herkunft, 
oder Religion - aufzubau-
en" betonte Kundgebungs-
leiter Lukas Kastner. Für 
unsere Rolle bei der Or-
ganisation bedankten sich 
gleich mehrere Teilneh-
merInnen persönlich. Das 
gibt Kraft für kommende 
Aktionen.

Termin des Monats

9 Workshops, 2 Podiumsveranstaltungen, 3 Live Acts, 
1 Lesung und Party – Das ist „Eine Welt zu gewin-
nen“! Mit hochkarätigen Gästen und AktivistInnen 
verschiedener Bewegungen diskutieren wir die Leh-
ren der Russischen Revolution und aktuelle Heraus-
forderungen für Linke. Vorbeikommen, mitdiskutie-
ren, aktiv werden!

3. und 4. November (Volles Programm auf: www.slp.at)
Wien 10, Gudrunstraße  (U Keplerplatz)

Eine Welt zu gewinnen
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Dieses Jahr im August wur-
de der zweimalige Olym-
piasieger im Judo wegen 
des Vorwurfs sexueller 
Übergrife an Minderjäh-
rigen in Kiew in Untersu-

chungshaft gesteckt. 1991 
wurde er bereits wegen ei-
ner Gewalttat schuldig ge-
sprochen, seit 2015 wurde 
wegen sexueller Übergrif-
fe wieder gegen ihn ermit-
telt und 2016 schließlich 
der Haftbefehl gegen ihn 
erlassen. Neben Peter Sei-
senbacher gibt es zahlrei-
che vergleichbare Vorfälle 
im Spitzen- und Vereins-
sport. 2016 wurden von 
fünf englischen Proifuß-

ballern Vorwürfe gegen 
ihren ehemaligen Trai-
ner Barry Bennell erhoben 
- wegen sexueller Straf-
taten. Es zeichnet sich ei-
ne bestimmte Verhaltens-

struktur ab: Im Sport, wo 
regelmäßig Höchstleis-
tungen gefordert werden, 
nutzen TrainerInnen ihre 
Machtstellung aus. Sie set-
zen sich mit Beschimpfun-
gen, Drohungen und Ge-
walt gegen ihre Schützlin-
ge durch. Sie lassen ihren 
Frust an verlorenen Wett-
kämpfen an den Auszubil-
denden aus. Hierbei wird 
oft das mit dem Sport ver-
bundene Gefühl der Freu-

de, des Dabeiseins und 
der Freiheit der Autori-
tät des/der TrainerIn un-
tergeordnet. SportlerIn-
nen aus Teamsportarten 
leiden verstärkt darunter, 

weil Opfer innerhalb des 
Teams und ihres sozialen 
Umfelds kein schlechtes 
Wort über TrainerInnen 
verlieren können. Verei-
ne und deren Sponsoren 
wollen Leistungen sehen 
- wie diese erreicht wer-
den, spielt dabei oft keine 
Rolle. 

Nicht nur im Leistungs-
sport, sondern auch in an-
deren Bereichen der Ge-

sellschaft - Schulen, Ar-
beit oder Musikbranche 
- ist diesem Leistungs-
gedanken alles unterge-
ordnet. Es wird nicht auf 
die Schicksale der Betrof-
fenen Rücksicht genom-
men, sondern versucht, 
so viel Leistung oder Prä-
mien aus ihnen heraus-
zuschlagen wie möglich. 
Dieses Sportverständnis 
spiegelt die Ideologie der 
Gesellschaft, des Systems, 
wider: Es ist der Elite nicht 
rentabel genug, dass sich 
SportlerInnen wohlfüh-
len, stattdessen werden 
ihre Ambitionen für per-
sönliche Bereicherungen 
benützt. Es wird Zeit für 
ein menschenwürdiges 
System, ohne despotische 
Willkür, ohne unantast-
baren Leistungsgedanken 
und ohne Gewalt.

Stefan Brandl
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Schon Marx sagt, dass 
sich alle historischen Er-
eignisse zweimal ereig-
nen, einmal als Tragö-
die und einmal als Far-
ce. Das scheint sich Josef 
Cap zu Herzen zu neh-
men. 1983 zog er durch 
einen Vorzugsstimmen-
wahlkampf in den Nati-
onalrat ein - damals als 
viele begeisternder lin-
ker Hofnungsträger. 
Heute, als abgehalfter-
ter, entzauberter Zyni-
ker vom rechten Flügel 
der Partei, versucht er 
es noch einmal: mit ent-
gegengesetzten Vorzei-
chen. Damals brauch-
te man eine noch un-
kompromittierte, über-
zeugend klingende linke 
Stimme. Mit der Partei-
führung hadernde linke 
WählerInnen sollten da-
durch weiter an die Par-

tei gebunden und von 
der Unterstützung neu-
er Linksprojekte (damals 
die Grün-Vorläufer Al-
ternative Liste) abgehal-
ten werden. Heute gerät 
die SPÖ durch Abwan-
derung ihrer WählerIn-
nenschaft zur FPÖ zu-
nehmend in eine Exis-
tenzkrise. Da setzt man 
ofensichtlich auf einen 
mit markigen law and 
order-Positionen auftre-
tenden Rechtskandida-
ten, um WählerInnen zu 
halten, die ansonsten zur 
FPÖ übergingen. In bei-
den Fällen übernimmt 
Josef Cap die Rolle, ges-
tern als Vorzeige-SP-
Linker, heute als Vorzei-
ge-SP-Rechter. Ob Cap 
von Anfang an nur Op-
portunist war oder im 
Laufe der (gutbezahlten) 
Zeit zum zynischen Kar-
rieristen geworden ist, 
ist dabei nebensächlich. 
Die von der SPÖ frust-
rierte und empörte weg-
schmelzende Basis wird 
sich freilich wenig dar-
um kümmern. Und eine 
Verzweilungsgeste wie 
die Vorzugsstimmenfar-
ce einer politisch so ru-
inierten Gestalt wie Cap 
wird die Partei eher wei-
ter diskreditieren als ih-
ren Verfall zu bremsen.

                          Fabian Lehr

Rote 
Seitenblicke 

Politischer „Tschuschenrap“ von Kid Pex
Du machst "Tschuschen-
rap"...

Tschuschenrap, weil 
ich immer als Kind und 
Teenager in der Schule als 

„Tschusch“ angesehen wur-
de und dieses Wort in den 
90ern oft hören musste. Die 
Afroamerikaner im Hip 
Hop machen es nicht an-
ders. Sie geben dem Wort 

„Nigga“ auch eine neue Be-
deutung. Worte neu zu be-
setzen und provokativ da-
mit zu spielen, um der Ge-
sellschaft den Spiegel vor-
zuhalten - das gefällt mir.

Du trittst nicht nur auf Kon-
zerten auf, sondern auch 
auf Protesten und Demos - 
Welche Rolle spielt Musik in 
politischen Kämpfen?

Die Musik ist der Sound-
track zum politischen 
Kampf, den wir führen. In 
heutigen Zeiten als Künst-
ler still zu sein und zuzu-
sehen - das geht gar nicht, 
ist aber leider im öster-
reichischen Mainstream 
der Fall. Es wäre ein gutes 
Zeichen, wenn Fendrich, 
Yung Hurn oder Christi-
na Stürmer z.B. zum he-

ma Flüchtlinge Stellung 
beziehen würden. Aber 
macht nichts, Def Ill, Es-
rap, Disorder, Kid Pex und 
andere sind da, um aufzu-
zeigen, was uns in Öster-
reich nicht gefällt.

Du warst in der Wider-
standsbewegung gegen die 
letzte Schwarz-Blaue Re-
gierung aktiv - trefen wir 
dich bald wieder auf der 
Straße ?

Natürlich, das ist unsere 
Plicht. Never let the fas-
cists have the streets..

Drohungen, Gewalt und sexuelle Übergriffe - eine 
Selbstverständlichkeit im kapitalistischen System? 

Am Beispiel Fall Seisenbacher



Roboter, Smartphone und 
das Internet der Dinge. 
Der technische Fortschritt 
scheint mit Riesen-Schrit-
ten unser Leben zu verän-
dern. Es wird uns das Bild 
einer rosigen Zukunft ge-
malt, in dem wir von Arbeit 
befreit sind, weil Maschinen 
alles machen. Doch anstatt 
uns darauf zu freuen, gibt 
es Angst. Als SozialistIn-
nen sehen wir natürlich die 
technischen Möglichkeiten, 
unliebsame Arbeit auf ein 
Minimum zu reduzieren, 
positiv. Allerdings kann die 
Auswirkung des Einsatzes 
dieser neuen Technologien 

nicht unabhängig vom ge-
sellschaftlichen Rahmen, in 
dem er stattindet, gesehen 
werden.

Die Zukunft der „Arbeit“ 
ist spätestens seit der Wirt-
schaftskrise der 1970er Jah-
re ein wichtiges hema. Die 
Schwerindustrie, bei uns 
v.a. die Verstaatlichte, tau-
melte von einer Krise in die 
nächste. Durch die zuneh-
mende internationale Ver-
lechtung wurde es billiger, 
Produkte zu importieren als 
zu produzieren. Der Pro-

zess, der sich auch in vie-
len anderen industrialisier-
ten Ländern Europas zeigte, 
wurde als „Strukturwan-
del“ bezeichnet. 

Die Realität bedeute-
te massenhafte Kündigun-
gen, Privatisierungen und 
Werksschließungen in ganz 
West- und nach dem Zu-
sammenbruch des Stalinis-
mus auch in Osteuropa. Für 
Österreich wurde durch 
die Sozialdemokratie und 
in ihrem Schlepptau die 
Gewerkschaften die Ant-
wort in Form der „Moder-
nisierung“ gegeben. Kon-
kret hieß das auch staatlich 

unterstützte Rationalisie-
rung, um die österreichi-
sche Wirtschaft im interna-
tionalen Vergleich konkur-
renzfähiger zu machen. 

„Digitalisierung“ war 
in aller Munde, die men-
schenleeren Roboter-Fab-
riken schienen in greifbarer 
Zukunft zu liegen. Obwohl 
es sich dabei, so wie heute, 
um nach außen hin „unab-
hängige“ Studien handel-
te, waren es im kapitalisti-
schen Umfeld Drohungen in 
Richtung von Beschäftigten 

und Gewerkschaften, nach 
der Pfeife der Wirtschaft 
zu tanzen. Das Musterland 
war Japan. Die Beschäf-
tigten hatten kaum Rech-
te, waren ans Unterneh-
men gebunden, trauten sich 
nicht einmal den ihnen zu-
stehenden Urlaub zu kon-
sumieren – der Traum der 
westlichen Konzernetagen. 
In Folge unterschrieben die 
Gewerkschaften in ganz 
Europa faule Kompromis-
se zur Rationalisierung und 
besonders Flexibilisierung 
der Arbeitskräfte.

In letzter Zeit ist die De-
batte zurückgekehrt. Die-

ses Mal mit den Schlag-
wörtern „Industrie 4.0“, 
„Arbeitswelt 4.0“ oder Di-
gitalisierung. Eine Stu-
die der Oxford Universi-
tät geht davon aus, dass 
in den nächsten 25 Jahren 
47% der Jobs in den USA 
verschwunden sein wer-
den. Das österreichische 
Institut für Höhere Stu-
dien (IHS) spricht mit-
telfristig von 9% der Jobs 
(=360.000) in Österreich, 
die durch die neuen Tech-
nologien verloren gehen.

Digitalisierung, Industrie 
4.0 und letztlich auch die 
menschenleere Roboter-
Fabrik - keine leeren Dro-
hungen. Die Flexibilisie-
rung zwingt Millionen Be-
schäftige in krank machen-
de Arbeitszeitmodelle und 
rund um die Uhr von Zu-
hause arbeiten via Smart-
phone. 

Die Modernisierung der 
1980er Jahre in Westeu-
ropa hat die Produktivität 
nach oben schnellen lassen 
und den gesellschaftlichen 
Reichtum massiv von un-
ten nach oben umverteilt. 
Die Rationalisierung mit 

der in der Globalisierung 
verlagerten Produktion in 
Billiglohnländer hat vielen 
Menschen ihre Arbeitsplät-
ze und damit ihre Existenz-
grundlage geraubt. Ganze 
Regionen in Europa sind der 
Deindustrialisierung zum 
Opfer gefallen. Sei es die 
Obersteiermark, das Süd-
burgenland, das Ruhrgebiet 
in Deutschland, das franzö-
sisch-belgische Industrie-
gebiet oder Nord- und Mit-
telengland – überall dort 
gibt es für die Menschen 

keine ausreichenden Pers-
pektiven mehr. Die Stand-
ortpolitik der Sozialdemo-
kratie hat genauso versagt, 
wie das „Abfedern“ der 
schlimmsten Konsequen-
zen oder das Mitverhandeln 
der Flexibilisierung der Ar-
beitszeit durch die Gewerk-
schafsführung.

Andererseits ist die Rea-
lität in vielen Punkten weit 
hinter dem zurückgeblie-
ben, was angekündigt wor-
den war und sich im kol-
lektiven Bewusstsein, z.B. 
in diversen Filmen, wi-
derspiegelte. „Zurück in 
die Zukunft II“ spielt 2015, 
doch wir beinden uns auch 
heute nicht annähernd 
dort, wo der Film 2015 die 
technische Entwicklung 
wähnte. Das zeigt einer-
seits, dass hier auch eine 
gehörige Portion Propagan-
da der Herrschenden dabei 
ist und dass proitorientier-
tes Wirtschaften auch eine 
Technologiebremse ist.

Doch das alles ist kein 
vom Menschen unabhän-
giger Prozess, dem wir wil-
lenlos ausgeliefert sind. Es 
ist das Ergebnis mensch-
lichen Schafens und eines 
politischen Willens. Sor-
gen wir dafür, dass die Ent-
wicklung nicht gegen, son-
dern für uns läuft. 

Albert Kropf

Smartphone & Co. haben unser Leben verändert – 
von einer Revolution sind wir aber weit entfernt.

Sozialistische LinksPartei (Österreichische Sektion des CWI):   T 01.524 63 10   M slp@slp.at   W www.slp.at

Die Zukunft der Industrie?
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 F Industrie 4.0 bezeichnet 
den Einsatz von Robotern 
und über das Internet 
vernetzte Maschinen. 
Dadurch können Geräte 
und Anwendungen 
für alle Bereiche der 
Produktion miteinander 
kommunizieren, auch 
als „Internet der Dinge“ 
oder „Smart Production“ 
bezeichnet. Industrie 
4.0 ist der Versuch, die 
Produktivität zu stei-
gern. Bei den aktuellen 
Entwicklungen in der 
Industrie geht es vor 
allem um Flexibilisie-
rung und Rationalisie-
rung bestehender Arbeit 
und nur zum Teil um 
die Ersetzung mensch-
licher Arbeitskraft.

 F In Österreich sinkt die 
Zahl der Beschäftigten 
im produzierenden 
Sektor (Industrie) 
zwischen 1976 und 2005 
um 10%, die Brutto-
wertschöpfung pro 
Beschäftigtem steigt um 
443% und die Produk-
tivität dieses Sektors 
wächst um 343,5%. 
D.h., dass eine geringere 
Zahl an Beschäftigten 
deutlich mehr Waren 
in der selben Zeit 
produzieren kann.

 FDie Zahl der Industrie-
roboter steigt weltweit 
stark an. 2010 waren 
eine Million Roboter im 
Einsatz, 2019 sollen es 
2,6 Millionen sein. In 
Deutschland kommen 
301 Roboter pro 10.000 
IndustriearbeiterInnen 
zum Einsatz, in 

Österreich sind es 128. 
Laut einer Studie von 
McKinsey können bei 
49% aller Berufe mit 
heutiger Technologie 
ein Teil der Tätigkeiten 
automatisiert werden. 
Jedoch lassen sich 
weniger als 5% aller 
Jobs derzeit vollständig 
automatisieren. Bei 60% 
aller Arbeitsplätze gibt 
es aber wenigstens einen 
Anteil von 30% auto-
matisierbarer Schritte. 
In den USA hat jeder 
neue Roboter den Verlust 
von 3,0 bis 5,6 Jobs im 
lokalen Einzugsgebiet zur 
Folge, bei den Löhnen 
hat jeder Roboter pro 
1.000 Beschäftigten die 
Löhne in dem Gebiet um 
0,25 bis 0,5% gedrückt.

 FAls digitale Revolution 
wird die Einführung 
von digitaler Elektronik 
und Computern sowie 
der modernen Telekom-
munikation bezeichnet. 
Während traditionell 
die Schwerindustrie 
die größten Proite 
erzielte, sind heute die 
Konzerne, die Forschung 
betreiben, Software und 
Algorithmen entwickeln, 
die proitabelsten. Dazu 
zählen Pharma-  und 
Telekommunikati-
onsunternehmen, 
Medienkonzerne und 
Unternehmen im Bereich 
Informationstechnologie. 
Der Anteil dieser Firmen 
am Proit aller US 
Unternehmen stieg von 
25% 1999 auf 35% 2013.

Georg Kummer

Die Voestalpine eröfnet ein 
neues Drahtwalzwerk, 
das „vollautomatisch“ mit 
„zwei Mitarbeitern und 
2.000 Sensoren“ (Presse, 
27.9.) arbeitet. Glaubt man 
den Schlagzeilen, stecken 
wir mitten drin in einer 
neuen Industriellen Re-
volution. Auf Dampfma-

schine folgte Fließband, 
dann kamen die Compu-
ter hinzu. Nun sollen Ro-
boter und Internet die 
nächste Revolution prä-
gen. Tatsächlich ging DIE 
Industrielle Revolution 
im 18. und 19. Jahrhun-
dert mit grundlegender 
gesellschaftlicher Verän-
derung einher. Proletariat 
und Bourgeoise wurden zu 
den zentralen Klassen und 
die Herrschaftsverhält-
nisse mit den bürgerlichen 
Revolutionen umgewor-
fen. Solche Veränderun-
gen haben seither weder 
die Fließbandproduktion 
(„Fordismus“) noch das 
Internet begleitet. Die 
Produktivität wurde er-
höht, an den gesellschaft-
lichen Strukturen aber hat 
sich nichts geändert. Der 
deutsche Gewerkschafter 
Welf Schröter bezeichnet 
Industrie 4.0. als „reinen 
Marketingbegrif“. 

Trotz Erholung von ein 
paar Prozentpunkten ist 
die Wirtschaft von einem 
soliden Aufschwung mit 
wachsendem Lebensstan-
dard auch für die brei-
te Masse der Bevölkerung 
weit entfernt. Der Ver-
mögensverwalter Pimco 
schätzt die „Wahrschein-

lichkeit einer Rezession 
in den nächsten fünf Jah-
ren auf rund 70%“. Auf 
die Krise von 2007/8 folg-
te kein Boom, sondern ein 
Dahintümpeln, in dem 
die Grundlagen für den 
nächsten Einbruch ver-
tieft wurden. Die Kapita-
listInnen in Europa und 

den USA haben Angst, 
von China abgehängt zu 
werden. Längst wird dort 
nicht mehr nur kopiert, 
sondern auch selbst ent-
wickelt: China ist z.B. zum 
Weltmarktführer bei er-
neuerbaren Energien auf-
gestiegen. SAP-Finanz-
vorstand Mucic beschreibt 
den Wirtschaftskrieg, 
wenn er sagt, dass „Un-
ternehmen in den USA, in 
Europa und Asien (sich) 
rüsten“. Diese Aufrüstung 
erfolgt (neben politischen 
und auch militärischen 
Konlikten) aktuell durch 
den Einsatz neuer Tech-
nologie.

Die zentralen Aspek-
te von Industrie 4.0. sind: 
1) durch den Einsatz neuer 
Technologie einen Wett-
bewerbsvorteil gegenüber 
anderen Unternehmen he-
rausholen, indem Arbeits-
kosten gespart werden 
und 2) Druck auf die Be-
schäftigten ausüben, sich 
der „neuen Arbeitswelt“ 
anzupassen, also billiger 
zu arbeiten. Auch wenn 
Visionen von der Herr-
schaft der Roboter völlig 
überzeichnet sind, so sind 
implantierte Chips, um 
die Beschäftigten zu kon-
trollieren ein Indiz dafür, 

worum es geht: die immer 
weitere Unterordnung der 
Menschen unter die Ma-
schine. Allerdings im In-
teresse von Menschen – 
nämlich der kleinen Elite, 
der herrschenden Klas-
sen, den KapitalistInnen, 
die von dieser Ausbeutung 
proitieren. 

Dem Staat kommt da-
bei eine wichtige Rolle zu: 
die Politik soll den Rah-
men schafen, um die na-
tionale Wirtschaft tech-
nologisch im Wettbewerb 
hoch zu rüsten. Und die 
Parteien liefern hier auch. 
In den Wirtschaftspro-
grammen der Parlament-
sparteien steht sowohl 
die Arbeitszeitlexibilisie-
rung als auch die Techno-
logieofensive. Im Klar-
text: aus den Beschäftig-
ten soll mehr herausgeholt 
werden. Die Lohn(neben)
kosten sollen gesenkt und 
somit billiger als die Kon-
kurrenz produziert wer-
den. Und der Staat fördert 
Unternehmen bei der Mo-
dernisierung. Besonders 
wird hier auf „Start Ups“ 
gesetzt. V.a. in der Früh-
phase von Start-ups ist 
„reichlich öfentliches und 
privates Kapital verfüg-
bar“ schreibt das GeldMa-
gazin. Wobei es tatsäch-
lich v.a. um Steuergeld 
geht: Öfentliche Förde-
rungen v.a. von der För-
derbank des Bundes (aws) 
und der Forschungsför-
derungsgesellschaft (FFG) 
sind hier die größte exter-
ne Kapitalquelle.  

Der Nutzen dieser Stra-
tegie ist aus Sicht der 
Herrschenden vielfäl-
tig: Arbeitslose werden 
zu Versagern abgestem-
pelt, weil ja angeblich je-
deR mit einer guten Idee 

Industrie - Zahlen & Fakten

Der Kapitalismus hofft, seinen
inneren Widersprüchen... 

Sind Roboter 
krisenfest?
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Im Kapitalismus wird nicht produziert, um zu kon-
sumieren, sondern um Waren zu verkaufen. Wa-
ren werden gegeneinander, bzw. gegen Geld, aus-
getauscht. Wert setzt also bereits eine (Tausch-)Be-
ziehung zu anderen Dingen voraus: X ist immer so 
und so viel von Y wert. Marx erklärt, dass sich der 
Wert einer Ware aus der Summe der zu ihrer Herstel-
lung gesellschaftlich notwendigen Arbeitszeit ergibt. 
Auch Arbeitskraft ist eine Ware: wir verkaufen sie 
jeden Tag für Lohn, den die KapitalistInnen zahlen. 
Unsere Arbeitskraft ist so viel wert, wie die Sum-
me der Dinge, die wir brauchen, um täglich arbeiten 
zu können. So viel bekommen wir bezahlt. Wir ar-
beiten aber so lange, wie die KapitalistInnen die Ar-
beitskraft gekauft haben. In der Zeit produzieren wir 
mehr als den Wert unserer Arbeitskraft bzw. unseres 

Lohns: Wir produzieren Mehrwert, aus dem der Pro-
it entsteht.

KapitalistInnen wollen eine möglichst hohe Proitra-
te erzielen. Das gewonnene Kapital soll möglichst groß 
sein im Verhältnis zum investierten Kapital. Marx er-
klärt, dass sich das eingesetzte Kapital aus dem kons-
tanten Kapital (Produktionsmittel, wie Maschinen) und 
dem variablen Kapital (Löhne, für die sie menschli-
che Arbeitskraft kaufen) zusammensetzt. Das Verhält-
nis zwischen konstantem und variablem Kapital nennt 
Marx die organische Zusammensetzung des Kapitals.

Um konkurrenzfähig zu bleiben, müssen Unterneh-
men schnell, billig und viel produzieren. Das geht, in-
dem sie das konstante Kapital auf Kosten des variab-
len Kapitals erhöhen – also indem Arbeitskräfte durch 
Maschinen ersetzt werden. Konstantes Kapital ist aber 
letztlich nur vergegenständlichte menschliche Arbeit: 
Maschinen übertragen den Wert, der in ihnen steckt, 
aufgeteilt auf die Produkte, die mit ihnen hergestellt 
werden – bis sie kaputtgehen. Sie schafen Werte, aber 
nicht Mehrwert! Der wird nur vom variablen Kapital 
geschafen, das zusätzlich eingesetzt wird. Da dieser 
Anteil sinkt, schrumpft auch der im Wert der Ware ent-
haltene Mehrwert. Auf längere Sicht sinkt somit auch 
die Proitrate. Marx beschreibt diesen „Tendenziellen 
Fall der Proitrate“ im 3. Band des „Kapital“:

„Jedes individuelle Produkt, für sich betrachtet, 
enthält eine geringre Summe von Arbeit als auf nied-
rigern Stufen der Produktion, wo das in Arbeit aus-
gelegte Kapital in ungleich größrem Verhältnis steht 
zu dem in Produktionsmitteln ausgelegten. [...] Diese 
erzeugt mit der fortschreitenden relativen Abnahme 
des variablen Kapitals gegen das konstante eine stei-
gend höhere organische Zusammensetzung des Ge-
samtkapitals, deren unmittelbare Folge ist, dass die 
Rate des Mehrwerts bei gleich bleibendem und selbst 
bei steigendem Exploitationsgrad der Arbeit sich ei-
ner beständig sinkenden allgemeinen Profitrate aus-
drückt.“

Dies lässt sich auch statistisch nachweisen. Das Ver-
hältnis von investiertem zu gewonnenem Kapital war 
nach dem Ende des 2. Weltkriegs größer als heute. Ka-
pitalistInnen versuchen, dem entgegenzuwirken. Da 
wird dann der Arbeitsdruck erhöht, Pausen gestrichen, 
die Arbeitszeit verlängert, Reallöhne sinken, betriebli-
che Sozialleistungen werden gestrichen. Diese Maß-
nahmen können den Fall der Proitrate vorübergehend, 
aber nicht auf Dauer aufhalten.

Nicolas Prettner

Von Maschinen 
und Profiten

Marx aktuell

selbstständig werden 
kann. Also runter mit Ar-
beitslosengeld und Min-
destsicherung. Die neu-
gegründeten Kleinirmen 
leben v.a. von der mas-
siven Selbstausbeutung 
der „UnternehmerInnen“. 
Sind sie erfolgreich, wer-
den sie häuig von gro-
ßen Unternehmen aufge-
kauft. Die sparen sich teu-
res Forschen im eigenen 
Unternehmen und kaufen 

erst das staatlich geför-
derte erfolgreiche Produkt 
der Forschung ein. Entge-
gen der Propaganda führt 
der ganze Prozess zu einer 
Konzentration. Große Un-
ternehmen kaufen kleine 
auf bzw. fusionieren. Mo-
nopolisierung aber bremst 
die Forschung – wozu 
auch, wenn es keine Kon-
kurrenz mehr gibt.

An den Grundwider-
sprüchen des Kapitalis-
mus, die für dessen Kri-
senhaftigkeit verantwort-
lich sind, ändert sich auch 
mit neuer Technologie 
nichts. Einzelne Unter-
nehmen oder auch Staa-
ten verschafen sich einen 
Vorsprung, andere ziehen 
nach. Weil aber menschli-
che Arbeit durch Maschi-
nen ersetzt wird, sinkt 
damit die Proitabilität des 
eingesetzten Kapitals (sie-
he Kasten „Marx aktuell“). 
Die Firmen konkurrieren, 
das Chaos von Überpro-
duktion und Fehlplanung 
bleibt also erhalten. Sinkt 
die Anzahl der Beschäftig-
ten bzw. deren Einkom-

men, können die Arbeite-
rInnen die von ihnen an 
den Maschinen geschafe-
nen Werte immer weniger 
bezahlen. Die Firmen blei-
ben auf dem Produzierten 
sitzen. Im internationa-
len Maßstab verschärfen 
sich die Gegensätze eben-
falls, weil der Großteil der 
Robotisierung in weni-
gen Ländern stattindet – 
man muss sich die Inves-
tition ja auch leisten kön-

nen. Nicht nur national, 
sondern auch internatio-
nal beschneidet man mit 
der Modernisierung also 
gleichzeitig auch den eige-
nen Absatzmarkt. V.a. in 
den 1980er Jahren galt Ja-
pan als Vorreiter bei neu-
en Technologien. Vor der 
Krise hat das die japani-
sche Wirtschaft nicht be-
wahrt, die im Gegensatz 
seit rund 25 Jahren nicht 
aus der Krise heraus-
kommt. Die nächste Kri-
se ist daher auch heute nur 
eine Frage der Zeit. 

Die KapitalistInnen hof-
fen, dieser Krise zu entge-
hen und sitzen dabei ih-
rer eigenen Propaganda 
auf. Kapital ließt aus den 
Bereichen, wo die Rendi-
ten niedrig sind, in jene, 
wo höhere erwartet wer-
den. Aber gerade weil die 
Basis alles andere als soli-
de ist, entstehen „Blasen“. 
Aktuell ist das bei Tech-
nologieaktien der Fall, es 
wird schon von „irratio-
naler Euphorie“ gespro-
chen. Der US Nasdaq 100 

Index, wo viele Techno-
logieaktien gelistet sind, 
ist in den letzten fünf Jah-
ren um 115% gestiegen, im 
Vergleich dazu der Dow 
Jones Industrieindex nur 
um 66%. Der TecDAX in 
Deutschland erlebte einen 
Höhenlug. Die Propa-
ganda über Industrie 4.0 
als Rettung des krisenge-
schüttelten Kapitalismus 
heizt die Börsen an. Doch 
der Höhenlug könnte 
schon wieder vorbei sein. 
Goldman-Sachs warnt 
bereits vor der Sorglosig-
keit von Anlegern in Be-
zug auf die „Big 5“ (App-
le, Amazon, Facebook, 
Alphabet, Microsoft). Ei-
ne Markt“erschütterung“ 
kann da schon mal in we-
nigen Stunden Börsen-
werte von über 100 Mil-
liarden Dollar vernich-
ten (geschehen am 9. Ju-
ni 2017). Das Platzen von 
Blasen auf den Märkten 
hat schon in der Vergan-
genheit Krisen ausgelöst, 
wann die nächste folgt ist 
nur eine Frage der Zeit. 
Die Probleme, die zur Kri-
se 2007/8 geführt haben, 
haben sich also nur auf 
höherer Ebene reprodu-
ziert. Gelöst wurde nichts.

Der Kapitalismus stellt 
sich also letztlich sogar 
als Hindernis für den Ein-
satz von moderner Tech-
nologie heraus. Verwendet 
wird, was sich „rechnet“. 
Und was ein Segen sein 
könnte, erzeugt unter ka-
pitalistischen Vorzeichen 
Krise, Armut und Arbeits-
losigkeit. Eine absurde 
Logik, die nur durch den 
Bruch mit der Proitlogik 
und damit dem Kapitalis-
mus als Ganzes durchbro-
chen werden kann.

                           Sonja Grusch

Industrie 4.0

...mit Industrie 4.0 zu entgehen
– was nicht funktioniert.
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Spätestens seit dem Amts-
antritt von Bundeskanz-
ler Kern wird uns mitgeteilt, 
dass die Arbeitswelt kurz vor 
einer digitalen Revolution 
steht bzw. schon mittendrin 
ist. Technischer Fortschritt 
lässt sich eben nicht aufhal-
ten. In der Diskussion um 
Industrie 4.0 hört man von 
Chancen und Möglichkei-
ten. Was ist damit gemeint? 
Die ErinderInnen der ers-
ten Schaufel wollten mit ih-

rer Arbeit schneller fertig zu 
werden und sich das Leben 
erleichtern. Das ist auch der 
Grund, warum der Mensch 
begonnen hat, seine Umwelt 
bewusst mit seinen Händen 
zu verändern und mit sei-
nem Gehirn Hilfsmittel ent-
wickelt (Schaufel, Robo-
ter...), um diese Veränderun-
gen immer einfacher zu ma-
chen. Mit der Digitalisierung 
gibt es nun bisher ungeahn-
te Möglichkeiten, die Arbeit 
zu erleichtern. Putzroboter, 
ganze Häuser, die von 3-D-
Druckern gebaut werden, 
schmutzige, gefährliche Ar-
beit, die keine menschliche 
Arbeit mehr benötigt – eine 
großartige Zukunft. 

Aber: Der Efekt der Ar-
beitserleichterung ist zwar 
theoretisch vorhanden, wird 
im Kapitalismus aber nicht 
zur Hebung des Lebensstan-
dards der ganzen Gesell-
schaft verwendet. Finanziell 
proitiert nur eine Minderheit 
vom Fortschritt, für viele be-
deutet er im Gegenteil sogar 
Arbeitsplatzverlust, für an-
dere Intensivierung des Ar-
beitspensums. Es gibt mehr 
Arbeitslose, weil „zu wenig“ 

Arbeit vorhanden ist und 
gleichzeitig immer mehr, die 
ausgebrannt sind. Klingt ko-
misch, muss aber nicht so 
sein.

Welche Folgen technischer 
Fortschritt für die Mehr-
heit der Menschen hat, hängt 
vom gesellschaftlichen Rah-
men ab, in dem er stattin-
det. Daher die berechtigte 
Angst und der Widerstand 
aus der ArbeiterInnenklas-
se. Zu Beginn der industriel-
len Revolution war eine der 
ersten Antworten von Ar-
beiterInnen die Zerstörung 
von Maschinen, da sie ihre 
Arbeitsplätze bedroht sahen. 
Doch das war nur ein Ver-
such, das Rad der Zeit anzu-

halten. Die Sozialdemokra-
tie formulierte bereits am Be-
ginn der Weltwirtschaftskri-
se 1931 durch Otto Bauer ihr 
bis heute in den Grundlagen 
bestehendes „Programm“. 
Rationalisierung wird posi-
tiv bewertet, wenn die Sozi-
alpartner eingebunden sind 
und sich ein unmittelbarer 
Vorteil für den Standort Ös-
terreich ergibt. Nur wenn das 
nicht der Fall ist, wird sie zur 
„Fehlrationalisierung“ und 

soll bekämpft werden. Die-
se Sichtweise für einen star-
ken Wirtschaftsstandort Ös-
terreich hat sich in der SPÖ 
bis heute nicht verändert und 
wird auch von Arbeiterkam-
mer (AK) und Gewerkschaft 
(ÖGB) mitgetragen. Das ist 
nichts anderes als „geht’s der 
Wirtschaft gut, geht’s uns al-
len gut“. Doch dieselbe Lo-
gik wenden KapitalistInnen 
und Regierungen in anderen 
Ländern an. Darum wollen 
sie u.a. 12-Stundentag und 
generelle Flexibilisierung der 
Arbeitszeit. Auch stehen die 
Kollektivverträge verstärkt 
unter Beschuss, jedeR soll al-
lein und damit schwach dem 
Unternehmen gegenüberste-

hen in Verhandlungen. Es ist 
eine Spirale nach unten.

In dieser Logik wird neben 
dem internationalen auch 
ein nationaler Konkurrenz-
kampf erzeugt. ÖGB und AK 
verlangen bessere Aus- und 
Weiterbildung, damit die Be-
schäftigten im Zuge der Digi-
talisierung karrieretechnisch 
nicht auf der Strecke bleiben. 
Arbeitsplätze werden damit 
aber nicht geschafen, son-
dern es gibt dann nur besser 
qualiizierte Arbeitslose. Of-
fensive Forderungen müssen 
sich gegen das immer höhe-
re Arbeitstempo richten. Die 
Gewerkschaft darf den un-
menschlichen Unterord-
nungszwang von Beschäf-
tigten unter Maschinen nicht 
noch exekutieren, sondern 
muss im Gegensatz dafür 
kämpfen, dass die Beschäf-
tigten über den Einsatz neu-
er Technologien entscheiden. 
Und vor allem muss die Ge-
werkschaft dafür kämpfen, 
dass das „Mehr“ an Produk-
tivität durch höhere Löh-
ne und Arbeitszeitverkür-
zung in Richtung Beschäftig-
te umgeleitet wird. Doch der 
ÖGB hat zwar 1987 das Ziel 
der Arbeitszeitverkürzung 
auf 35-Stunden beschlos-
sen, seither aber keinen Fin-
ger dafür gerührt. Die Löhne 
stecken seit 20 Jahren fest, die 
geringen Lohnerhöhungen 
werden durch Inlation und 
explodierende Wohnkosten 

aufgefressen. Die Produktivi-
tätssteigerungen haben so zu 
einer massiven Umverteilung 
von unten nach oben geführt. 
Wer auf ein Bedingungsloses 
Grundeinkommen (BGE) als 
Lösung angesichts der Job-
vernichtung hoft, vergisst, 
dass auch dieses in einem ka-
pitalistischen Umfeld ein-
geführt würde – und damit 
bestenfalls „zuwenig zum 
Leben, zuviel zum Sterben“ 
wäre.

Wir brauchen heute eine 
radikale Arbeitszeitverkür-
zung bei vollem Lohn. Die 
Gewerkschaftsspitzen set-
zen immer noch auf Lösun-
gen am grünen Tisch. Den 
billigen Kompromiss fressen 
dann die Beschäftigten. Es 
ist Zeit, um mit den „maß-
vollen“ Lohnrunden endlich 
Schluss zu machen und uns 
tatsächlich zu holen, was uns 
zusteht: mehr Geld für we-
sentlich weniger Arbeitszeit!

Wir müssen die Gewerk-
schaften zurück gewinnen, 
damit sie zur Basis für Wider-
stand und Organisierung der 
werktätigen Masse werden 
und nicht zu deren Hemm-
schuh. Und wir müssen die 
Macht und Kontrolle aus der 
Hand der reichen Elite neh-
men. Das ist nämlich die ein-
zige Option, wenn wir wol-
len, dass die Vorteile der Di-
gitalisierung bei uns ankom-
men.

homas Hauer

 Industrie 4.0

Digitale Revolution-
Soziale Reaktion?

Neue Technologie wird im Privaten gern 
angenommen, weil sie das Leben erleichtert -
in der Arbeitswelt herrschen Ängste.
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Ab dem Wintersemester 
2017 müssen Drittstaaten-
angehörige, also im we-
sentlichen Menschen aus 

Staaten außerhalb der EU, 
statt 382,56€ nun 754,92€ 
im Semester für das Studi-
um an der Uni Wien zah-
len. Sie schließt sich damit 
vielen anderen Univer-
sitäten in Österreich an. 
Das macht es den Betrof-
fenen um einiges schwe-
rer, ein Studium an der 
Uni Wien zu beginnen 
und die bereits vorhan-

dene Unsicherheit steigt. 
Denn auch bezüglich des 
Sprachnachweises gilt es 
neue Hürden zu überwin-

den, wenn man als Dritt-
staatenangehöriger dort 
studieren möchte. Es wird 
nun nur noch die Ergän-
zungsprüfung im Rahmen 
des Vorstudienlehrgangs 
anerkannt. Diese Rege-
lung führte bereits bei ei-
nigen Studierenden zur 
kurzfristigen Aberken-
nung des Studienerfolgs, 
weshalb die Betrofenen 

sich nicht für ihr zwei-
tes Semester inskribieren 
konnten. 

In einem ofenen Brief 
kritisieren Studierende 
aus Drittstaaten, (unter-
stützt von der ÖH) dass die 
neue Regelung zu kurzfris-
tig kam. Darin wird nicht 
erwähnt, dass diese Maß-
nahmen eine enorme Be-
nachteiligung ausländi-
scher Studierender sind. 
Ein ofener Brief alleine 
wird nicht genug sein, um 
diese zu bekämpfen. Es 
wäre die Aufgabe der ÖH, 
Proteste zu organisieren 
und zu Protesten gemein-
sam mit den ausländischen 
Mitstudierenden aufzuru-
fen. Denn Rassismus hat 
in der Bildung, wie überall 
sonst, nichts verloren. 

 Lisa Patscheider

Neue Hürden an den Unis

Doppelte Studienkosten und 
Schikane beim Deutschnachweis
erschweren Drittstaats- 
angehörigen das Studium.

Fast ein Viertel der 10 bis 
18-jährigen hat psychische 
Probleme. Angststörungen, 
Depressionen und ADS/
ADHS gehören zu den häu-
igsten Diagnosen. Und mit 
der Diagnose beginnt meist 
die Behandlung mit Medi-
kamenten. Antidepressiva, 
ADHS/ADS- Medikamen-
te wie Ritalin oder Medi-
kinet werden an zahlreiche 
junge Menschen verschrie-
ben, ohne zu hinterfragen, 
was die wirklichen Gründe 
für die Probleme sind. Wie 
so oft werden nur die Sym-
ptome behandelt, anstatt 
das Problem an der Wur-
zel zu packen und die Si-
tuation nachhaltig zu ver-
bessern. Dazu kommen die 
zahllosen Jugendlichen, die 
Alkohol und andere Drogen 
missbrauchen. Etwa 9% der 
15 bis 19-jährigen zeigen ei-
nen problematischen Alko-
holkonsum. 

Die Ursache liegt in der 
stark zunehmenden Belas-
tung, die Kinder und Ju-
gendliche in der Schule er-
fahren. Je älter die Schü-
lerInnen werden, desto 
mehr fühlen sie sich durch 
die Schule belastet. Schon 
rund 60% der 11-jähri-
gen fühlen sich belastet, bei 
den 15-jährigen sind es so-
gar 85%. Sozialabbau und 
Kürzungen, die seit Jahren 
ganz oben auf der Agenda 
der etablierten Parteien ste-
hen machen die Situation in 
der Schule immer schwerer. 
Dazu kommt, dass rund je-

deR Zweite Angst vor künf-
tiger Arbeitslosigkeit hat. 

Durch volle Klassenzimmer 
und steigenden Leistungs-
druck fühlen sich Schüle-
rInnen von dem, was von 
ihnen erwartet wird, gera-
dezu zerquetscht. Gleich-
zeitig ist immer weniger 
Geld für Unterstützung 
da. Laut LehrerInnenge-
werkschaft fehlen allein 
13.500 Posten für Unter-
stützungspersonal. Dar-
unter fallen auch Schul-
psychologInnen, die wich-
tige Unterstützung geben 
können, um mit dem Leis-
tungsdruck und der Zu-
kunftsangst umzugehen. 
Aber die Schule muss ja an-
geblich hart sein, um jun-
ge Menschen aufs künftige 
Leben vorzubereiten. Aber 
was für ein Leben, was für 
ein System das ist, auf das 
man mit psychischen Pro-
blemen und Suchterkran-
kungen vorbereitet wird, 
steht nicht zur Frage. 

Statt Kürzungen braucht 
es mehr Geld für Ausbil-
dung. Und wir brauchen 
gute Jobs und soziale Si-
cherheit für alle, damit sich 
Jugendliche wirklich auf 
ihre Ausbildung konzent-
rieren. Ganztags- und Ge-
samtschule, die genug i-
nanzielle und personelle 
Mittel zur Verfügung ha-
ben für alle SchülerInnen 
sind dafür ein wichtiger 
erster Schritt.              

 Moritz Bauer

Gewerkschaftsdemo: 
„Die Jugend protestiert!“
Am 6. Oktober hielt die 
GPA-djp-Jugend eine De-
monstration in Linz für 
bessere Ausbildung, mehr 
Freizeit und mehr Koh-
le für Lehrlinge und jun-
ge Beschäftigte ab. Die 
SLP mobilisierte da-
für und war zahlreich auf 
der Demo mit Transpa-
renten, wie „Geld für Ju-
gend und Soziales statt für 
Überwachung und Kon-
zerne“ oder „Schwarz-
Blau schlägt zu. Schlagen 
wir zurück!“ vertreten. 
Diese Initiative war gut. 

Doch wo waren die ande-
ren Gewerkschaften? Und 
die „Alten“? hemen gä-
be es genug, für die man 
endlich mal auf die Straße 
gehen müsste. Alec Jako-
lic, Metaller-Lehrling und 
SLP-Aktivist, appellier-
te in seiner Rede: "Es liegt 
jetzt an uns, gemeinsam 
eine gewerkschaftliche 
Bewegung aufzubauen, 
um die Angrife der Wirt-
schaftsbosse und rechten 
Parteien zurückzuschla-
gen und tatsächliche Ver-
besserungen zu erreichen.“

Living young, drunk 
& mentally ill?

In Ohio (USA) kämpften Corey Andon und andere Ak-
tivistInnen von Socialist Alternative (CWI USA) ge-
gen eine Gedenktafel für Südstaatengeneral Robert 
E. Lee. Corey bekam Todesdrohungen, nachdem der 
rechte Vizebürgermeister seine Daten veröfentlicht 
hatte. Corey gab nicht nach. Die Tafel wird vom öf-
fentlichen Grund entfernt!

Kämpfer des Monats
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Der Bundestagswahlkampf 
in Deutschland war extrem 
langweilig. Merkel würde 
Kanzlerin bleiben. Unklar 
war nur, in welcher Koali-
tion. Auch dass mit der AfD 
zum ersten Mal seit den 
1950er Jahren eine Partei 
rechts von CDU/CSU in den 
Bundestag einziehen wür-
de, war abzusehen.

Da CDU/CSU und SPD in 
den letzten vier Jahren ge-

meinsam regierten und 
ohnehin beide für kapi-
talistische Interessen und 
neoliberale Politik stehen, 
bestanden keine großen 
Diferenzen. Dass die SPD 
deutlich verlieren würde, 
wurde erwartet. Überra-
schender war, dass CDU 
und CSU noch mehr ver-
loren (-8,6%, SPD -5,2%) 
und die FDP zweistellig 
(10,7%) wieder in den Bun-
destag einzog. Der Erfolg 
der FDP fußt im Überdruss 
über die große Koalition in 
bürgerlichen Kreisen und 
massive inanzielle, pub-
lizistische etc. Unterstüt-
zung für diese „kleine Par-
tei des großen Kapitals“.

Die SPD erklärte am 
Wahlabend den Gang in 
die Opposition. Fast die 
einzig vorstellbare Regie-
rungskonstellation ist eine 

Jamaika-Koalition (CDU/
CSU, FDP und Grüne). Bei 
einem Scheitern von „Ja-
maika“ könnte es Neuwah-
len geben … es sei denn, die 
SPD ließe sich dann doch 
noch zu einer Koalition 
breitschlagen.

Das Ergebnis der AfD mit 
12,6% war deutlich höher 
als erwartet. Es hat viele 
Menschen erschreckt und 
führte umgehend zu Pro-

testen mit teils Tausenden 
TeilnehmerInnen. Das Er-
gebnis erinnert an ver-
schiedene Landtagswahlen 
2016 unter dem Eindruck 
der „Flüchtlingskrise“. 
Danach war die Unterstüt-
zung der AfD wieder zu-
rückgegangen. In den letz-
ten Wochen vor den Wah-
len stieg sie wieder, auch 
weil beträchtliche Teile der 
Medien die Flüchtlingspo-
litik wieder in den Vorder-
grund schoben. 

60% der AfD-WählerIn-
nen sagen, dass sie die Par-
tei aus Protest wählen. Da-
hinter steckt bei vielen ein 
Gefühl des Abgehängtseins 
(nicht nur wirtschaftlich 
und sozial). Das verbindet 
sich mit rassistischen, na-
tionalistischen und anti-
muslimischen Vorurteilen, 
die seit Jahrzehnten von 

bürgerlichen Parteien und 
Medien geschürt wurden. 
Diese Vorurteile werden 
bei vielen erst aufgrund der 
Erfahrung von gemein-
samen Kämpfen gegen 
„die da oben“ wieder ver-
schwinden. Aber auch da-
vor ist es nicht zwangsläu-
ig, dass sie im Bewusstsein 
im Vordergrund stehen. 
Ein großer Teil der heuti-
gen AfD-WählerInnen hat-

te solche Vorurteile schon 
vor der „Flüchtlingskrise“ 
2015, aber zu anderen Zei-
ten waren sie nicht wahl-
entscheidend für sie.

Die LINKE hatte zwei 
verschiedene Wahlergeb-
nisse. In Ostdeutschland, 
wo sie in drei Bundeslän-
dern und in vielen Kom-
munen mitregiert und 
weithin als Teil des Esta-
blishments gesehen wird, 
iel sie von 22,7% auf 17,8%. 
In Westdeutschland, wo sie 
aufmüpiger, radikaler, mit 
sozialen Bewegungen ver-
bunden ist, Arbeitskämp-
fe unterstützt hat, leg-
te sie von 5,6 auf 7,4% zu 
(bundesweit von 8,6 auf 
9,2%). Mit einem radikale-
ren Wahlkampf wäre mehr 
drin gewesen. Leider ler-
nen die Teile der LINKEN, 
die bisher eine Koalition 

mit SPD und Grünen pro-
pagiert haben, ofenbar 
nicht, sondern bieten der 
SPD jetzt Zusammenarbeit 
in der Opposition an. 

SAV-Mitglieder waren 
in Bremen und Bayreuth 
Wahlkreiskandidaten der 
LINKEN und hatten ei-
ne Kandidatin auf der Ba-
den-Württembergischen 
Landesliste. Darüber hin-
aus haben wir uns in vie-
len Orten am Wahlkampf 
der LINKEN beteiligt. Da-
mit haben wir zu den guten 
Ergebnissen, die DIE LIN-
KE in verschiedenen Städ-
ten Westdeutschlands (und 
auch z.B. in Neukölln in 
Westberlin mit 18,3%, plus 
4,1%) hatte, beigetragen.

Die Koalitionsverhand-
lungen dürften schwierig 
werden, von den Grünen 
bis zur CSU ist eine poli-
tische Bandbreite. Solan-
ge die Haushaltslage rela-
tiv entspannt ist, wird es 
wohl keinen Frontalan-
grif auf die Arbeiterklas-
se geben, sondern eher ei-
ne Kombination von öf-
fentlichen Investitionen 
in Bereichen, wo aus Sicht 
des Kapitals Nachholbe-
darf besteht (z.B. Digitali-
sierung) mit verschiede-
nen Sozialkürzungen, Pri-
vatisierung etc. Die Grünen 
haben im Wahlkampf den 
Klimaschutz betont. Wenn 
sie ihre Versprechen bei 
Koalitionsverhandlungen 
über Bord werfen, können 

die Proteste zur UN-Kli-
makonferenz in Bonn noch 
wichtiger werden.

Teils wird jetzt die Ge-
meinsamkeit der 87%, die 
nicht AfD gewählt haben, 
propagiert. Aber Seite an 
Seite mit den bürgerlichen 
Parteien gegen die AfD zu 
kämpfen, wäre fatal. Es 
würde nur deren falsches 
Image als Anti-Establish-
ment-Partei verstärken 
und sie für die Opfer neo-
liberaler Politik attraktiver 
machen.

Ebenso fatal wäre es, den 
Antirassismus abzuschwä-
chen, um AfD-WählerIn-
nen anzusprechen. Protes-
te gegen den kommenden 
AfD-Parteitag in Hanno-
ver können ein wichtiger 
Termin werden. Notwen-
dig ist aber statt eines rein 
moralischen Antirassis-
mus die Betonung des ge-
meinsamen Kampfs von 
Deutschen, MigrantIn-
nen, Flüchtlingen für ih-
re gemeinsamen Interes-
sen. Wenn DIE LINKE ver-
stärkt die Kämpfe an zahl-
reichen Krankenhäusern 
für Personaluntergrenzen, 
Mieterinitiativen, etc. un-
terstützt und ihre sozialen 
Forderungen ofensiv ver-
tritt, ist das auch der bes-
te Kampf gegen Teile-und-
Herrsche-Politik und die 
AfD.

Wolfram Klein
Mitglied des 

Bundesvorstandes der SAV
www.sozialismus.info

Ein langweiliger Bundestagswahlkampf endet mit 
einem politischen Erdbeben und ersten Protesten.

Deutschland nach 
den Wahlen
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Nordkorea würde bei einer 
militärischen Konfrontati-
on mit den USA und Süd-
korea den Kürzeren ziehen. 
Doch die nordkoreanische 
Artillerie könnte vor ih-

rer Vernichtung durch die 
Luftüberlegenheit der USA 
massive Zerstörungen mit 
Zehntausenden Toten in der 
nur 50 km südlich der De-
markationslinie liegenden 
südkoreanischen Haupt-
stadt Seoul anrichten. Käme 
es zum Einsatz von Nukle-
arwafen, könnte niemand 
vorhersagen, was passiert. 

Kriege entstehen nicht, 
weil bei einem Präsiden-
ten die Sicherungen durch-
knallen. Sie basieren auf 
den proit- und geostra-
tegischen Interessen der 

herrschenden Klassen. Der 
Streit um Nordkorea ist Teil 
des Machtkampfes insbe-
sondere zwischen den USA 
und China um die Vor-
herrschaft im Paziischen 
Raum. Die aggressive Rhe-
torik dient Trump und dem 
Kim-Regime dazu, die ei-
gene Bevölkerung auf einen 
äußeren „Feind“ zu fokus-

sieren. Kim Jong-un und 
seine Generäle sind keines-
wegs „irre“. Sie spielen ih-
ren einzigen Trumpf und 
drohen mit der atomaren 
Option, um an Verhand-
lungen beteiligt zu werden 
und nicht zu enden wie Li-
byens Gaddai.

Die USA wollen das Re-
gime in Pjöngjang schwä-
chen, die eigenen Verbün-
deten – v.a. Südkorea, Ja-
pan und Vietnam – enger an 
die USA binden und China 
isolieren. Und doch ist die 
Kriegsgefahr gewachsen. 
Gegenseitige Provokatio-
nen ermöglichen Fehlein-
schätzungen und Überre-
aktionen. Ein Krieg würde 
aber auch Antikriegs-Pro-
teste weltweit auslösen und 
Trumps Regierung weiter 
destabilisieren. Auch das 
wissen die Strategen…

Claus Ludwig

Nuklearer Krieg um Korea?

Australien für LGBT-Ehe

Viele Menschen fürchten sich 
angesichts der aggressiven 
Parolen von Trump und Kim 
Jong-un vor einem Krieg.

Die Ereignisse seit dem Re-
ferendum vom 1. Oktober 
beweisen, dass im Kapi-
talismus selbst demokra-
tische Prinzipien wie das 
Selbstbestimmungsrecht 
von Massenbewegungen 
erkämpft werden müssen. 
Das spanische Bürgertum 
hat Katalonien tatsächlich 
nicht mehr zu bieten als 
juristische Formalitäten, 
königliche Ansprachen 
und Schlagstöcke. 

Das gegen die Unabhän-
gigkeit geführte Argu-
ment, das reiche Barcelona 
wolle ja nur die Solidarität 
mit den armen Regionen 
aufkündigen, mag mit-
unter auf das nationalisti-
sche katalanische Bürger-
tum zutrefen. Doch dieses 
stellt sich ebenso wie Ra-
joys konservative Regie-
rung in Madrid mit neo-
liberaler Politik und So-
zialkürzungen gegen die 
Mehrheit. Für viele Men-
schen sind die Unabhän-
gigkeits-Bestrebungen mit 
dem Kampf gegen kapita-
listische Unterdrückung 
verwoben. Wenn sich Pu-
igdemont (Chef der kata-
lanischen Autonomie-Be-
hörden) und die PDeCAT 
mit ihrem neoliberalen 
Kurs halten, wird für die 
meisten Menschen durch 
Unabhängigkeit kaum et-
was gewonnen sein. Die 
Bruchlinie zwischen Pu-
igdemont und den Massen 
wurde am 10. Oktober of-
fenkundig, als er die Un-
abhängigkeitserklärung 

aussetzte. Die katalanische 
Linke muss nun die Zeit 
nutzen, um einen echten 
Dialog zu führen: mit jenen 
in der Bevölkerung, die 
gegen die Unabhängigkeit 
oder (noch) skeptisch sind. 
Auch der Generalstreik ge-
gen Polizeigewalt (3.10.) 
wurde von „unten“ domi-
niert. Ob HafenarbeiterIn-
nen, öfentlich Bedienstete 
oder SchülerInnen. Durch 
sie war dieser Protest in 
den Augen des spanischen 
Innenministers eine „Auf-
stachelung zur Rebellion“. 
DAS ist für den spanischen 
Kapitalismus das eigentli-
che Problem. Ein Katalo-
nien, welches sich Rich-
tung ArbeiterInnen-Re-
gierung bewegt, könnte 
auf der ganzen Halbinsel 
zu Aufständen führen. Ei-
ne Kettenreaktion, die den 
Kapitalismus erschüttert, 
wäre gestartet. Dadurch 
könnte sich eine Einheit 
von katalanischen und 
spanischen ArbeiterInnen 
erneuern; ob als Födera-
tion, mit Autonomie oder 
durch Wiedervereinigung. 
Entscheidend ist, dass un-
ter den Bedingungen so-
zialistischer Republiken 
aufgrund gesellschaftli-
chen Eigentums, geplan-
ter Wirtschaft (auf techno-
logisch hohem Niveau) und 
umfassender ArbeiterIn-
nen-Demokratie die sozia-
len Gräben gemeinsam zu-
geschüttet werden könn-
ten. 

Franz Neuhold

Wessen 
Katalonien?

Am 15.11. wird in Austra-
lien das Ergebnis der lau-
fenden Volksbefragung 
über die gleichgeschlecht-
liche Ehe veröfentlicht. 
Die Socialist Party (SP, 
CWI in Australien) führt 
eine JA-Kampagne. Im 
August/September fanden 
die größten Demonstra-
tionen für LGBT-Rechte 
statt, die Australien je ge-
sehen hat. Konservativere 
Teile der Bewegung mein-
ten am Beginn der Kam-
pagne, dass das Referen-
dum einen Sturm der Re-

aktion auslösen würde. 
Die SP dagegen erklärte, 
dass die Menschen das Re-
ferendum nutzen würden, 
um ihre Unterstützung 
für LGBT-Rechte zu zei-
gen. Unsere Infotische im 
Rahmen der Kampagne 
kamen sehr gut an. Die SP 
schlägt vor, die Kampagne 
auch nach dem Referen-
dum aufrecht zu erhalten, 
da nicht klar ist, ob nicht 
versteckte Diskriminie-
rungen in ein neues Ge-
setz eingebaut werden.

www.thesocialist.org.au

Schweden: Antifa-Demo
Nachrichten aus dem Komitee für eine ArbeiterInnenInternationale (CWI)

Am 30.9. blockierten 20.000 
Demonstrierende das 
rechtsextreme Nordische 
Resistance Movement. Die 
Nazi-Gruppe hatte für ei-
ne Demonstration mobi-
lisiert, wurde aber über 
Stunden umzingelt und 
musste schließlich mit 35 
verhafteten Nazis weniger 
wieder abziehen. Die Poli-
zei hatte davor Stimmung 
gemacht mit "Warnun-
gen" vor Unruhen und Ge-
walt im Rahmen der anti-
faschistischen Demonst-
ration - während die De-

monstration der Nazis 
erlaubt worden war. Doch 
die große Demo zeigte 
die breite Unterstützung. 
Rättvisepartiet Socialis-
ta (CWI in Schweden) hat 
die Demonstration zentral 
mitorganisiert. Wir sind 
gegen individuelle Gewalt, 
vertrauen aber auch der 
Polizei nicht. Stattdessen 
haben GewerkschafterIn-
nen und antirassistische 
Organisationen durch De-
moschutz für Sicherheit 
gesorgt.

www.socialisterna.org

Frankreich
In Frankreich wächst die 
Stimmung gegen Mac-
rons Arbeitsmarktreform. 
Die Proteste gipfelten im 
Streiktag am 10.10. im öf-
fentlichen Dienst. Gauche 
Révolutionnaire (CWI in 
Frankreich) ist Teil der Be-
wegung und fordert einen 
nationalen Aktionsplan 
ein. Es braucht Versamm-
lungen in Betrieben, Schu-
len und Nachbarschaften, 
um zu diskutieren, wie die 
Bewegung weiterentwi-
ckelt werden kann.

gaucherevolutionnaire.fr
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100 Jahre Russische Revolution
2017 scheint die Welt am 
Abgrund. Der Kapitalis-
mus, in dem möglichst 
hohe Proite über allem 
stehen, zerstört Mensch 
und Umwelt. Eine Hand-
voll Menschen besitzt 
mehr als die Hälfte der 
Weltbevölkerung, wäh-
rend Hunderttausende 

an Hunger oder heilba-
ren Krankheiten sterben. 
Millionen lüchten vor 
Krieg und Terror, wäh-
rend die Wafenindust-
rie fette Proite schefelt. 
Umweltkatastrophen und 
Wetterextreme nehmen 
zu – die Welt taumelt in 
eine Klimakatastrophe, 
doch den Reichen sind 
ihre Proite wichtiger als 
Umweltschutz.

Doch bei der Russischen 
Revolution vor 100 Jahren 
gelang es, dieses System 
der Reichen zu beseitigen. 
Wer heute gegen den Ka-
pitalismus kämpfen will, 
sollte sich mit diesem Er-
eignis auseinandersetzen 
und sowohl aus den Er-
rungenschaften wie aus 
den Fehlern lernen.

1917 tobte der 1. Welt-
krieg – Millionen star-
ben für die Interessen der 
Banken und Konzerne. In 
der Folge wurde ganz Eu-
ropa durch revolutionäre 
Entwicklungen erschüt-
tert, doch nur in Russland 

konnten die ArbeiterIn-
nen dem Großkapital die 
Macht entreißen.

Nach den Zerstörungen 
des Krieges hatten die Ar-
beiterInnen in ganz Eu-
ropa das Vertrauen ins 
herrschende System ver-
loren. In zahlreichen 
Ländern, wie Deutsch-

land, Ungarn, Österreich 
und Russland, bildeten 
sich in den Betrieben So-
wjets (russisch für Rä-
te), demokratische Ver-
sammlungen der Arbeite-
rInnen. Sie übernahmen 
oft die Verwaltung ihrer 
Arbeitsstätten. Gerade 
in Russland wurde klar, 
dass der Kapitalismus und 
sein Staat nicht in der La-
ge sein würden, das sozi-
ale Elend zu überwinden 
oder auch nur den Krieg 
zu beenden. So übernah-
men die Sowjets immer 
mehr Aufgaben und be-
gannen Abgeordnete in 
regionale und landesweite 
Sowjetkongresse zu ent-
senden, die jederzeit ab-
wählbar waren und nicht 
mehr verdienten als ihre 
KollegInnen.

In den meisten euro-
päischen Ländern behielt 
die Sozialdemokratie die 
Führung der Bewegung. 
Deren AnführerInnen 
wollten eine Revolution 
ebenso verhindern wie 

die herrschende Klas-
se. In Deutschland lie-
ßen sie die Aufstände nie-
derschießen. In Öster-
reich gelang es ihnen, die 
R äteb ewe-gung zu kon-
trollieren und den Kapi-
talistInnen die Macht zu-
rückzugeben. Revoluti-
onäre Kräfte, die für die 

Machtergreifung der Rä-
te argumentierten, waren 
noch zu schwach und un-
erfahren. Das erwies sich 
als fatal, denn die Wi-
dersprüche des Systems 
wurden nicht überwun-
den, sondern traten bald 
wieder ofen zutage. Eine 
Entwicklung, die in Eu-
ropa wenige Jahre spä-
ter zu einer weiteren tie-
fen Wirtschaftskrise und 
schließlich zur Machter-
greifung des Faschismus 
führte. 

Anders in Russland. Mit 
der Bolschewistischen 
Partei gab es eine Orga-
nisation von Revolutionä-
rInnen, die sich als Vor-
hut aller ArbeiterInnen 
und Unterdrückten ver-
standen. Ihre Mitglieder 
erarbeiteten sich in der 
Revolution von 1905 und 
danach das Vertrauen ih-
rer KollegInnen, sie über-
nahmen wichtige Aufga-
ben in den Sowjets, ko-
ordinierten Streiks und 
wenn nö-tig auch be-

wafneten Schutz von 
ganzen Städten gegen 
weiße Armeen, die eine 
Militärdiktatur errichten 
wollten. Und sie verstan-
den, dass die ArbeiterIn-
nenklasse nicht den ka-
pitalistischen Staat über-
nehmen kann, sondern 
ihren eigenen Staat auf 
Basis der Sowjets auf-
bauen muss, wenn sie 
vom Elend befreit wer-
den will.

Eine Lehre, die aktueller 
nicht sein könnte. Denn 

immer wieder bringen 
soziale Bewegungen den 
Kapitalismus ins Wan-
ken, immer wieder bil-
den sich Ansätze demo-
kratischer Selbstorga-
nisierung, auch und ge-
rade von ArbeiterInnen: 
die Selbstverteidigungs-
strukturen gegen den 
Putschversuch in Vene-
zuela 2002, die Plenas der 
bosnischen Protestbewe-
gung 2014 oder jetzt die 
Selbstverteidigungsko-
mitees der katalanischen 
Unabhängigkeitsbewe-
gung.

Was all diesen Bewe-
gungen fehlt, ist eine 
Partei wie die Bolschewi-
ki, deren Mitglieder sich 
durch die Beteiligung bei 
sozialen Protesten ausbil-
den und die Anerkennung 
ihrer KollegInnen gewin-
nen, während sie mit ei-
ner klaren marxistischen 
Analyse auf den Aufbau 
eines sozialistischen, rä-
tedemokratischen Sys-
tems hinarbeiten.

Die Räteregierung in 
Russland spielte eine 
Vorreiterrolle bei Frau-
enrechten- und LGBTQ+-
Rechten, bei Umwelt-
schutz und Vielem mehr. 
Den Bolschewiki war 
klar, dass eine Revoluti-
on in einem armen und 
unterentwickelten Land 
wie Russland nicht al-
lein überleben konnte. 
Sie versuchten alles, um 
die ArbeiterInnen ande-
rer Länder bei ihren Re-
volutionen zu unterstüt-
zen. Doch v.a. wegen der 
Rolle der Sozialdemokra-
tie blieb Russland iso-
liert, der lange Bürger-
krieg zerstörte das Land 
weiter. Isolation, Zer-
störung und Rückstän-
digkeit waren der Nähr-
boden, auf dem das bü-
rokratische Regime des 
Stalinismus, der im Wi-
derspruch zum Bolsche-
wismus stand, seinen 
Aufstieg fand und vie-
le der Errungenschaften 
wieder zunichte machte. 

Doch bis heute hat die 
Russische Revolution 
nichts von ihrer Bedeu-
tung eingebüßt, denn sie 
hat gezeigt, wie der Kapi-
talismus beendet werden 
kann: Durch die Kämpfe 
der ArbeiterInnenklasse, 
durch demokratische Or-
ganisierung in Betrieben 
und Stadtteilen, durch 
konsequenten Internati-
onalismus und mithilfe 
einer revolutionären Par-
tei.

Manuel Schwaiger

Vor 100 Jahren übernahmen die ArbeiterInnen in 
Russland selbst die Macht in Staat und Wirtschaft.
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NIEDERÖSTERREICH

Die SLP-Treffpunkte
GMUNDEN

SLP-Ortsgruppe 
jeweils Freitag, 1800 Uhr 
im ‘Habert Café’ 
Salzkammergut Einkaufspark

GRAZ

SLP-Ortsgruppe  
jeweils Mittwoch, 1900 Uhr  
im ‘Cuntra la Cultra’ 
Grieplatz 5

LINZ

SLP-Ortsgruppe 
jeweils Dienstag, 1800 Uhr 
im ‘Alte Welt’, Hauptplatz 4

SALZBURG-STADT

SLP-Ortsgruppe 
jeweils Montag, 1900 Uhr 
im ‘Shakespeare’ 
Hubert-Sattler-Gasse 3 
(Nähe Mirabellplatz)

VÖCKLABRUCK

SLP-Ortsgruppe 
jeweils Donnerstag, 1800 Uhr 
im ‘Café zur Brücke’ 
Vorstadt 18

WIEN

SLP Wien-West 
jeweils Montag, 1800 Uhr 
Buchhandlung ‘Libreria Utopia’ 
15; Preysinggasse 26 - 28 
(Nähe U3 Schweglerstraße)

SLP Brigittenau-Ost 
jeweils Dienstag, 1830 Uhr 
im SLP-Büro 
20; Pappenheimgasse 2/1 
(Bei "Büro" läuten)

SLP Brigittenau-West 
jeweils Donnerstag, 1900 Uhr 
im SLP-Büro 
20; Pappenheim-
gasse 2/1 
(Bei "Büro" läuten)

Termine und Veranstaltungen: 
www.slp.at

Kein SLP-Treffen in der Nähe?  
Wir helfen Dir beim Aufbau! 

Das frühe 16. Jahrhundert 
ist eine dramatische Zeit 
in Deutschland. Die al-
te Feudalordnung wird 
morsch und langsam vom 
modernen Zentralstaat 
ersetzt. Das Bürgertum 
steigt auf und Ansätze ka-
pitalistischen Wirtschaf-

tens breiten sich aus. In 
diese Zeit fällt die Refor-
mation, die die alte Macht 
der Kirche bröckeln lässt. 
Aber nicht nur der ge-
gen den sich entwickeln-
den modernen Staat re-
bellierende Adel gerät in 
Bewegung, sondern auch 
Intellektuelle, die Huma-
nismus und Reformation 
befördern sowie die bäu-
erlichen Volksmassen. 

In verschiedenen Teilen 
Europas brechen heftige 
Bauernaufstände aus. De-
ren Höhepunkt bildet der 
deutsche Bauernkrieg von 
1525. Hier tritt die ein-
drucksvolle Gestalt ho-
mas Müntzers, eine Art 
Anti-Luther, auf die Büh-

ne. Er hat religiös-kom-
munistische Vorstellun-
gen. 

Gerade im „Luther-
jahr“ 2017, in der uns der 
Mönch Martin Luther 
als Vorkämpfer der mo-
dernen deutschen Kul-
tur präsentiert wird, ist 
eine historische Einord-
nung notwendig. Denn 
nach seiner anfänglichen 
Rebellion gegen die Ehr-

würdigen der alten Kir-
che, entwickelte sich Lu-
ther zum Scharfmacher 
gegen die Bauernbewe-
gung. Er machte mit sei-
nen vormaligen Erzfein-
den, den katholischen 
Fürsten, gemeinsame 
Sache und unterstützte 
die Niederschlagung der 
Bauern. Dem entgegen 
stellten die Bauern zum 
Teil erstaunlich weitge-
hende soziale Forderun-
gen auf und mussten sich 
mit zahlreichen wirkli-
chen und vermeintlichen 
B ü nd n i sp a r t ne rI n ne n 
anderer Klassen ausein-
andersetzen. Diese ereig-
nisreiche, faszinierende 
Epoche wird in diesem 
Buch nachgezeichnet.

Von Fabian Lehr 
 Seiten 
, Euro

Manifest Verlag 
ISBN ----

Mein Weg zur SLP beginnt 
schon in der Kindheit. Mei-
ne Eltern vertraten im-
mer schon kommunisti-
sche Ansichten und tun dies 
auch heute noch. So kam 
ich bereits früh mit anti-
kapitalistischen Gedan-
ken in Berührung. Der Be-
such des Volksstimmefestes 
und später die Demo gegen 
den Akademikerball waren 
jährliche Plichtpunkte.

Das erste Mal, dass ich 
bewusst von der SLP hörte 
war allerdings erst auf der 

FPÖ Gegendemo in Florids-
dorf 2015. Im Internet hat-
te ich von der Veranstaltung 
gelesen und mischte mich 
unter die TeilnehmerInnen. 
Eine emotionale Rede von 
einer SLP-Aktivistin sprach 
mir aus der Seele. Ich fand 
es gut, dass Antirassismus 
mit sozialen hemen ver-
bunden wurde und besorg-
te mir noch vor Ort Infoma-
terial über die Partei.

Es sollte noch 2 Jahre dau-
ern bis ich mit der Par-

tei Kontakt aufnahm um  
gegen Kapitalismus, Ras-
sismus und Sexismus ak-
tiv zu werden. Die gro-
ßen Parteien hatten bei 
mir bereits mit leeren Ver-
sprechungen und der An-
näherung an die FPÖ je-
den Kredit verspielt und 
ich bin froh eine sinnvol-
le Alternative zum sturen 
Gewohnheitswählen ge-
funden zu haben, bei der 
man aktiv werden kann.

Daniel Krondraf, 32, 
Krankenpfleger aus Wien

Der Kapitalismus verur-
sacht Krisen und funk-
tioniert für den Großteil 
der Bevölkerung nicht, 
wie die Geschichte im-
mer wieder gezeigt hat. 
Trotzdem wird erzählt, 
wir wären eine Demo-
kratie, obwohl die öf-
fentliche Meinung in den 
Händen von großen Me-
dien und die Gewalten-
teilung inexistent ist. 
Unsere Regierung ist die 
Interessensver tretu ng 
des Kapitals und interes-
siert sich nur dafür. Nur 

durch die Abschaffung 
des Kapitalismus kann 
eine Gesellschaft demo-
kratisch werden!

Ich habe mich mit 14 
Jahren entschieden, bei-
zutreten, um gegen den 
Kapitalismus aktiv zu 
werden. Hierbei orien-
tiere ich mich an zahlrei-
chen Autoren, die gezeigt 
haben und zeigen, dass 
der Kapitalismus nicht 
alternativlos ist.

Leon Neureiter, 
Schüler

Der aktuelle SLP-Lesetipp

Andere über uns

Das Bezirksblatt Salzkammergut interviewte SLP-Aktivis-
tin Lisa Wawra im Wahlkampf über die Ziele der SLP. Li-
sa stellte klar, dass es uns nicht nur um Stimmen geht, 
sondern darum, efektiven Widerstand aufzubauen: um 
die Schließung der Geburtenstation und der Unfallam-
bulanz in Gmunden rückgängig zu machen, schlägt sie 
etwa gemeinsame Aktionen von Betrofenen und Be-
schäftigten vor.

Der Bauernkrieg: Antifeudale

Revolution in Deutschland – 

Neues Buch von Fabian Lehr.

Warum ich der SLP 
beigetreten bin

Mein Herz schlägt links



 F Schluss mit Arbeitslosigkeit, Lohnkürzung 
& Schikanen gegen Arbeitslose. Mindestlohn 
& Mindestpension von 1.700 € Brutto & 
Arbeitszeitverkürzung auf 30 Stunden pro 
Woche – d.h. Verteilung der vorhandenen 
Arbeit auf Alle bei vollem Lohn. Unbefristetes 
Arbeitslosengeld und Pension dürfen 
nicht unter dem Mindestlohn liegen.
 F Kapitalismus bringt immer wieder Krisen! 
Statt Subventionen und Rettungen aus unseren 
Steuern für Banken & Konzerne wollen wir ein 
öfentliches Investitionsprogramm bei Gesund-
heit, Bildung, Wohnen, Umwelt & Verkehr.
 F Der Kampf für Frauenrechte ist für uns 
Teil des Kampfes für eine sozialistische 
Gesellschaft! Für eine gerechte Entlohnung 
und Verteilung der bezahlten und unbe-
zahlten Arbeit! Flächendeckende kostenlose 
Betreuung von Kindern und Plegebedürftigen 
durch bezahlte Fachkräfte. Schluss mit 
Sexismus und Gewalt gegen Frauen!
 FWir mobilisieren gegen die Angrife der 
radikalen Abtreibungsgegner auf das Selbst-
bestimmungsrecht von Frauen! Möglichkeit 
auf kostenlosen Schwangerschaftsabbruch in 
öfentlichen Spitälern in allen Bundesländern.
 F Schluss mit rassistischen Gesetzen und 
Abschiebungen! MigrantInnen sind 
nicht die Ursache für soziale Probleme. 
Gemeinsamer Kampf von ÖsterreicherInnen 
und MigrantInnen für die volle rechtliche, 
politische und soziale Gleichstellung 
aller hier lebenden Menschen.

 F Die Jugend braucht eine Zukunft. Statt 
Kürzungen und Privatisierung mehr Geld 
für Bildung, die sich nicht an den Interessen 
der Wirtschaft orientiert, sondern kritische 
und selbständige Menschen zum Ziel hat. 
Garantierte Lehrstellen & Jobs, von denen 
man leben kann, leistbare Wohnungen und 
Freizeiteinrichtungen ohne Konsumzwang.
 F Schluss mit der Diskriminierung, Stigmati-
sierung und Behinderung von Menschen mit 
besonderen Bedürfnissen. Für das Recht auf 
Selbstorganisierung und Selbstbestimmung.
 FVolle Gleichberechtigung für Schwule, 
Lesben, Transgenderpersonen & Bisexuelle
 F Nein zu polizeistaatlichen Methoden und 
privaten Sicherheitsdiensten, die nur die 
Interessen des Kapitals schützen. Statt 
auf Überwachungsstaat und Aufrüstung 
setzen wir auf soziale Sicherheit. 
 F Sozialpartnerschaft bedeutet besonders 
heute Verschlechterungen. Statt Privilegien 
und Bürokratie im ÖGB für kämpferische 
und demokratische Gewerkschaften.
 F Faschistische und rechtsextreme Organisation 
wie Burschenschaften & auch die FPÖ sind 
eine reale Bedrohung für MigrantInnen, 
GewerkschafterInnen & Linke. Dagegen 
braucht es entschlossenen Widerstand und 
den Aufbau einer politischen Alternative!
 F SPÖ und Grüne sind diese Alternative nicht. 
Sie können die rechte Gefahr nicht stoppen.
Wir wollen keine StellvertreterInnenpolitik, 
sondern wir brauchen eine neue starke, 

kämpferische sozialistische Partei für Arbei-
terInnen, Arbeitslose & Jugendliche, deren 
VertreterInnen keine Privilegien haben.
 F Hunger, Krieg, Umweltzerstörung, Armut 
& Verschuldung sind die Folge neokolonialer 
Politik im Interesse von Konzernen. Keine 
Zusammenarbeit oder Mitgliedschaft in 
imperialistischen Militärbündnissen. Nur 
internationale Solidarität & Zusammenarbeit 
der ArbeiterInnenbewegung kann Frieden und 
ein menschenwürdiges Leben für Alle schafen.
 F Keine Privatisierung der Gewinne und 
Verstaatlichung der Verluste. Es reicht 
nicht, die Finanzmärkte zu regulieren und 
internationale Institutionen wie EU, IWF & 
Weltbank zu reformieren. Wir brauchen eine 
echte Alternative zum Kapitalismus. Darum 
sind wir für die Überführung der Banken 
& Konzerne in öfentliches Eigentum unter 
demokratischer Kontrolle & Verwaltung 
der Beschäftigten & der Gesellschaft.
 F Kapitalismus bedeutet Umweltzerstörung und 
Chaos. Nachhaltigkeit und Wohlstand durch 
eine demokratisch geplante Wirtschaft, die 
von gesellschaftlichen Bedürfnissen und nicht 
von Aktienkursen & Proiten bestimmt wird.
 F Eine revolutionäre Veränderung ist 
notwendig. Lediglich Reformen führen zu 
keinen grundlegenden Verbesserungen. Die 
ArbeiterInnenbewegung & die Jugend sind 
Kräfte, die den Bruch mit dem Kapitalismus 
& eine demokratische, sozialistische 
Gesellschaft erkämpfen können.Di
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Auch wenn die FPÖ nicht 
das Ergebnis bekommen 
hat, das von Umfragen 
noch vor einem Jahr vor-
hergesagt wurde (näm-
lich Platz 1) - die Gefahr, 
die von ihr ausgeht, ist 
nicht vom Tisch. Im Ge-
genteil, rassistische Po-
litik, die uns gegenein-
ander ausspielt und auf 
uns herunter tritt, ist von 
ALLEN anderen Partei-
en, teilweise im FPÖ-Stil, 
betrieben worden. Asyl-
verschärfungen, Kürzun-
gen bei der Mindestsiche-
rung, steigende Mieten… 

Sozialabbau auf der einen 
Seite, Zuckerl für die Rei-
chen auf der anderen. Ob 
Kurz, Kern, Strolz, Luna-
cek oder Pilz: sie können 
die FPÖ nicht entzaubern, 
weil sie schon längst die 
Forderungen von und mit 
der FPÖ umsetzen. Egal, 
welche Farbkombination 
die neue Regierung nun 
haben wird – sie wird 
Angrife gegen Jugendli-
che, ArbeiterInnen, Ar-
beitslose und v.a. Frauen 
und MigrantInnen wei-
ter und ofensiver füh-
ren. Egal, ob in der Re-

gierung oder von der Op-
positionsbank: Die kom-
mende Zeit wird immer 
deutlicher zeigen, dass 
die FPÖ keine „soziale“ 
Partei, sondern eine der 
Banken und Konzerne 
ist. Wenn wir ihre Poli-
tik stoppen wollen, dann 
brauchen wir eine echte 
Alternative, eine sozialis-
tische Partei für Arbeite-
rInnen und Jugendliche, 
die kämpferisch mit der 
Mehrheit in der Bevölke-
rung für ihre Interessen 
eintritt! 

 Stefan Gredler

FPÖ: Immer noch 
gefährlich!

Die SLP für sichere Abtreibung

Die FPÖ ist längst im Establishment 
eingebunden und dieses übernimmt 
FPÖ-Politik.


